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Nr. 168. Mittag: Ausgabe, 


Deut ſchland. 
O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 8. April. 
29. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfällt. Am Tiſch der Com: 
miſſarien die Miniſter v. d. Heydt, v. Roon mit Generalmajor v. Podbielski, 

v. Frieſen und andere Vertreter der verbündeten Staaten. ee 
achdem der Eintritt des Abg. Martens in das Haus angezeigt iſt, 


geht 5 ſofort zur Weiterberathung des Abſchnittes XI. des Verfaſſungs⸗ i 


Entwurfes über. EEE 

Artikel 59 lautet: Die geſammte Landmacht des Bundes wird ein ein⸗ 
beitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle Seiner 
Majeſtät des Königs von Preußen als Bundesfeldherrn ſteht. 

Die Regimenter ꝛc. führen fortlaufende Nummern durch die ganze Bun⸗ 
desarmee. Für die Bekleidung find die Grundfarben und der Schnitt der 
königlich preußiſchen Armee maßgebend. Dem betreffenden Contingentsherrn 
bleibt es überlaſſen, die äußeren Abzeichen (Cocarden ꝛc.) zu beſtimmen. 

Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tra⸗ 
gen, daß innerhalb des Bundesheeres alle Truppentheile vollzählig und kriegs⸗ 
1 55 vorhanden ſind und daß Einheit in der Organiſation und Formation, 
in Bewaffnung und Commando, in der Ausbildung der Mannſchaften, ſowie 
in der Qualification der Offiziere hergeſtellt und erhalten wird. Zu dieſem 
Behufe iſt der Bundesfeldherr berechtigt, ſich jederzeit durch Inſpectionen von 
der Verfaſſung der einzelnen Contingente zu überzeugen und die Abſtellung 
der dabei vorgefundenen Mängel anzuordnen. } B 

Der Bundesfeldherr beſtimmt den Präſenzſtand, die Gliederung und Ein 
theilung der Contingente der Bundes⸗Armee, ſowie die Organiſation der 
Landwehr, und hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Garniſonen 
zu beſtimmen, ſowie die kriegsbereite Aufſtellung eines jeden Theils der Bun⸗ 
des⸗Armee anzuordnen. Em 44 

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einbeit in der Adminiſtration, Ver⸗ 

flegung, Bewaffnung und Ausrüſtung aller Truppentheile des Bundesheeres 

nd die bezüglichen künftig ergehenden Anordnungen für die preußiſche Armee 
den Commandeuren der übrigen Bundes⸗Contingente durch den Art. 8 Nr. 1 
bezeichneten Ausſchuß für das Landheer und die Feſtungen zur Nachachtung 
in 8 Weiſe mitzutheilen. 

Es liegen zu demſelben folgende Amendements vor: 

1) Der Aban: Duncker (Berlin) und Waldeck in Art. 59 und folgenden 
ſtatt „Bundesfeldherr“ zu ſetzen: „Bundespräſidium“. 

2) Von denſelben Abgeordneten: Alinea 4 des Art. 59 jo zu faſſen: „Das 
Bundespräſidium beſtimmt in Gemäßbeit der Bundesgeſetze den Präſenzſtand, 
die Gliederung und Eintheilung der Contingente der Bundesarmee und hat 
das Recht u. 1 w.“ 1 

3) Vom Abg. Günther: Im Alinea 4 hinter dem Worte „Praſenzſtand 
einzuſchalten: „innerhalb der in Art. 56 getroffenen Beſtimmungen“. 

Abg. Holzmann (Kreis⸗Gerichtsrath in Köthen): Durch Art. 56 iſt die 
3 räſenzſtärke der Armee auf ein Procent der Bevölkerung normirt. 

inea 4 des vorliegenden Artikels beſtimmt aber: „Der Bundesfeldherr be⸗ 
ſtimmt den Präſenzſtand ꝛc. der Bundesarmee“. Ich möchte von den Regie⸗ 
rungen gern eine Auskunft darüber haben, wie dies zu verſtehen iſt. — Ich 
habe ferner Bedenken über die Art der Eintheilung der Contingente. Bei 
einer Bevölkerung von 200,000 Perſonen würde das Herzogthum Anhalt 2000 
Mann zu ſtellen haben; das wären 386 Mann über 3 Bataillone und 152 
niger als 4 Bataillone; es würde nun die Frage entſtehen: Soll Anhalt 
oder 4 Bataillone ſtellen ? 

Reichstags⸗Commiſſar v. Podbielski: Das Bedenken des Herrn Bor: 
redners dürfte ſich wohl dadurch erledigen, daß unter der Beſtimmung des 
Präſenzſtandes hier nur verſtanden iſt, daß der Bundesfeldherr zu beſtimmen 
bat, ob das Bataillon 534 oder 532 oder 600 Köpfe zählt. — Auf das zweite 
Bedenken habe ich zu erwidern, daß als Grundlage der Formation ganze Re⸗ 
gimenter Fe werden und das Ueberſchießende wird dann jo derwandt, 

die Truppen der kleinen Länder, die keine ganzen Regimenter ſtellen, 
completirt werden. 

Abg. Günther empfiehlt ſein Amendement. 

Abg. Wal deck motivirt die Amendements Duncker⸗Waldeck. 

Abg. v. Röffing bittet, die einzelnen Alineas geſondert zur Abſtimmung 
u bringen und dann Alinea 2 zu verwerfen, da die darin enthaltenen Bes 
fimmungen wohl in ein Ordrebuch, nicht aber in eine Verfaſſung gehörten. 

Bei der Abſtimmung werden ſämmtliche Amendements abgelehnt und Art. 
59 unverändert angenommen. 

Art. 60. Alle Bundestruppen ſind verpflichtet, den Befehlen des Bundes⸗ 
Haben unbedingte Folge zu leiſten. Dieſe Verpflichtung ift in den Fahneneid 
aufzunehmen. l 2 \ 3 

Der Hochſteommandirende eines Contingents, ſowie alle Offiziere, welche 
Truppen mehr als eines Contingents befehligen, und olle Feſtungscomman⸗ 
danten werden bon dem Bundesfeldherrn ernannt. Die von demſelben er⸗ 
nannten Offiziere leiſten ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den Ge⸗ 
€ zieren innerhalb des Bundes⸗Contingents iſt die 

— von der jedesmaligen Zuſtimmung des Bundesfeldherrn abhängig 
zu machen. 5 } 

Der Bundesfeldherr iſt berechtigt, behufs Verſetzung mit oder obne Beförs 
derung für die von ihm im Bundesdienſte, ſei es im preußifhen Heere oder 
in anderen Contingenten, zu beſetzenden Stellen aus den Offizieren aller Con⸗ 
tingente des Bundesheeres zu wählen. g 

Art. 61. Das Recht, Feſtungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, 
pet dem Bundesfeldherrn zu, welcher die Bewilligung der dazu erforder⸗ 
Dre Mittel, ſoweit das Ordinarium fie nicht gewährt, nach Abſchnitt XII. 

antragt. 

Arte 62. Wo nicht beſondere Conventionen ein Anderes beſtimmen, er⸗ 
nennen die Bundes fürſten, beziehentlich die Senate die Offiziere ihrer Con⸗ 
tingente, mit der Einſchränkung des Art. 60. Sie find Chefs aller ihren Ge⸗ 
bieten angehbrenden Truppentheile und genießen die damit verbundenen Ehren. 
Sie haben namentlich das Recht der Inſpieirung zu jeder Zeit und erhalten, 
außer den 1 1 8 und Meldungen über dorkommende Ver⸗ 
Anderungen, behufs der nöthigen landesherrlichen Publication, rechtzeitige Mit⸗ 
theilung von den die betreffenden Truppentheile berührenden Avancements 
und Ernennungen. . 

Auch fteht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht blos ihre 
eigenen Truppen zu verwenden, ſondern auch alle anderen Truppentheile der 
Bundes⸗Armee, welche in ihren Ländergebieten dislocirt find, zu requiriren. 

Art. 63. Erſparniſſe an dem Militär⸗Etat fallen unter keinen Umſtänden 
einer einzelnen Regierung, ſondern jederzeit der Bundeskaſſe zu — 
werden ohne Debatte unverändert angenommen, nachdem das zu 
Art. 61 von den Abgg. Dunder⸗Waldeck geſtellte Amendement: „Statt 
Art. 61 des Entwurfes zu ſagen: „Dem Bundespräſidium ſteht das Recht 
u, Feſtungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, inſofern die dazu er⸗ 

rderlichen Mittel durch das Bundesetatsgeſetz oder ein beſonderes Bundes⸗ 
eſez vom Reichstage bewilligt find“ — ſowle der zu Art. 63 von Duncker⸗ 
Walde vorgeſchlagene Zuſaß: „Doch kann über dieſelben nur unter Zus 
ſtimmung des Reichstages verfügt werden“, abgelehnt werben. 

Artikel 64 lautet: Der Bundesfeldherr kann, wenn die öffentliche Sicher⸗ 
beit in dem Bundesgebiete bedroht iſt, einen jeden Theil deſſelben in Kriegs⸗ 
Seen erklären. Bis zum Erlaß eines die Vorausſetzungen, die Form der 

3 und die Wirkungen einer ſolchen Erklärung regelnden Bundes⸗ 
Sehen 5 8 — dafür die Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes vom 
Juni 5 


en 
chlaͤgige en Pune Tumults⸗ und Aufruhrs 
en 


Geſetz vom 4. 
wendung na 


I werden. Das Nähere beitimmt ein Bundesgeſetz. Motive: In 


leit. Deshalb reicht für die Bundesverfaſſung der Inhalt des Art. 111 der 


\ ng aus. 3 
bes Girle en und v. Röſſing beantragen: „Hinter dem Worte: 


ch angenommen haben: das 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


1 8 5 einzuſchieben: „nach vorgängigem Beſchluß des Bundes⸗ 
raths“ 


Abg. Rohden empfiehlt ſein Amendement unter großer Unaufmerkſam⸗ 
keit des Hauſes, jo daß er ſehr ſchwer derſtändlich iſt. Wenn man in ande⸗ 
ren Zweigen den Einzelſtaaten fo biel wie möglich die Geſetzgebung über⸗ 
laſſen wolle, jo möge man es auch hier thun, zumal in faſt allen Geſetze 
über den Belagerungszuſtand beſtehen. Hierzu komme, daß das preußiſche 
Geſetz auf den ganzen Bund fe nicht angewandt werden könne. Denn nach 
dem preußiſchen Geſetze müſſe der Erlaß des Belagerungszuſtandes vom 
verantwortlichen Staatsminiſterium ausgehen; hier ſolle der Bundes⸗ 
eldberr allein maßgebend fein. Wolle man denn den Bundesfeldherrn, 
den König von Preußen, verantwortlich machen? 

Abg. Dr. Ree beantragt, den Art. 64 ganz zu ſtreichen; denn derſelbe 
fei überflüfftg, unberechtigt und ſchädlich. ag iſt er deshalb, weil 
Preußen und faſt alle Staaten bereits ähnliche Geſetze haben, die vollkommen 
genügen, und weil durch den bereits angenommenen Art. 62 die kleinen 
Staaten Mittel genug haben, um „die Ruhe herzuſtellen“, wenn es nöthig 
iſt. — Unberechtigt iſt der Artikel nach dem Grundgedanken der ganzen Ver⸗ 
faſſung. Den Bundesregierungen ſoll von ihrer Souveränetät nur fo viel 
genommen werden, als für den Bundesſtaat nothwendig iſt und dieſes ſoll 
der Centralregierung übertragen werden. — Um fo weniger kann man 
jetzt für Art. 64 ſtimmen, nachdem die Grundrechte nicht in die Verfaſſung 
aufgenommen worden find. Als Motiv gab man von einer Seite damals an: 
man wünſche nicht, daß ſich die Centralregierung hineinmiſche in die Grund: 
rechte der Einzelſtaaten. Nun, m. H., wenn Sie die Mecklenburger nicht vor 
dem Stocke ſchützen wollen, dann mögen Sie ihnen nicht noch einen neuen 
Druck der Militärherrſchaft auferlegen. (Beifall links.) — Der Artikel nützt 
nicht nur nichts, ſondern er ſchadet Preußen ſowohl, wie den kleinen Staaten. 
Es werden dadurch conſtitutionelle Befugniſſe der Einzelſtaaten aufgehoben, 
ohne einen Erſatz dafür zu geben; aber auch die Souberänetät der Klein 
ſtaaten wird dadurch gefährdet, indem ihnen durch den Bundesfeldherrn die 
Regierungs gewalt zeitweilig aus den Händen genommen werden kann. Ich 
glaube auch nicht, daß die Diätarier einen die Nachtheile überwiegenden Vor⸗ 
theil daraus erſehen können; denn auch ohne dieſen Artikel wird es den Klein⸗ 
ſtaaten Preußen gegenüber bald ergeben, wie dem Fiſcher im Gothe ſchen Ge⸗ 
dicht der Wafjernire gegenüber: „Halb zog fie ibn, halb ſank er hin.“ (Hei- 
terkeit.) Der Artikel ift alſo nicht nur überflüſſig, ſondern in verſchiedenen 
9 0 65 ch; werfen Sie deshalb den verderblichen Ballaſt über Bord. 
Beifall links 5 

Bei der Kkkmmung werden die Amendements verworfen und Art. 64 
nach der 0 5 angenommen. 

ie Abgg. Duncker und Waldeck haben beantragt: Am Schluſſe des 
Abſchnittes folgenden Artikel zu ſetzen: 

„Artikel .. Das⸗Bundespräſidium ernennt den Bundeskriegs⸗ und Bundes⸗ 
marineminiſter, welche dieſe Geſchäftszweige verwalten und dafür dem Reichs⸗ 
tage verantwortlich ſind. Bis zur definitiven Organiſation des Bundesktiegs⸗ 
und Marineweſens wird die Verwaltung derſelben durch den königlich preu⸗ 
ßiſchen Kriegs- und Marineminiſter geführt.“ 

Abg. Waldeck: Zum vierten Male beantragen wir hier die Aufnabme 
eines Princips in die a en das Sie bereits 2 Mal verworfen und 1 Mal 

rincip der Verantwortlichkeit. Sie haben 
den Bundeskanzler als derantwortlich bingeltellt; dies genügt aber nicht 
fur die Militärverwaltung, da der Bundeskanzler nichts damit zu thun hat, 
ſondern die Militärverwaltung von den übrigen Verwaltungszweigen gewiſſer⸗ 
maßen abgelöſt iſt. — Es iſt uns nicht gelungen, eine verantwortliche Central⸗ 
regierung zu conſtituiren; es iſt uns nicht gelungen, die Verwaltungs⸗Chefs 
der einzelnen Verwaltungszweige verantwortlich zu machen. Wenn Sie nun, 
m. H., nicht ganz auf das conſtitutionelle Princip verzichten wollen, ſo bitte 
ich Sie dringend, unſeren Antrag anzunehmen und dem Bundesfeldherrn, 
dem ſo außerordentlich große und einflußreiche Befugniſſe eingeräumt ſind, 
ein verantwortliches Miniſterium beizugeben. Wir wollen mit unſerem Ans 
2 05 nichts Anderes für den Bund, als was bisher im preußiſchen Staate 
beſteht. Ueber das Princip der Verantwortlichkeit will ich nicht erſt discutiren; 
denn es it nicht zu discutiren. Von jener Seite (nach rechts deutend) wird 
es gänzlich geleugnet. Nun, das iſt eine Anſicht; es iſt aber eine Anſicht, 
s den Grundſaͤtzen der preußiſchen Verfaſſung entſpricht. (Sehr wahr! 
inks. 
enn Sie uns alſo, die wir hier ſtehen, 
was die preußische Verfaſſung dem preußiſchen Volke gewährt hat, unterjtügen 
wollen (zu den Bänken der National⸗Liberalen gewandt), nun, fo ſorgen Sie 
vor Allem dafür bei dieſer Angelegenheit, die weſentlich eine preußiſche ſſt; 
denn in das preußiſche Heer gehen die anderen Contingente auf; das preuß. 
Heer repräſentirt hier dasjenige, was die Central⸗Gewalt oder das Bundes⸗ 
Präſidium oder der Bundes Feldherr zu leiſten hat. M. H.] Von manchen 
Seiten find hier Verdächtigungen — das iſt mir immer ein unangenehmes 
Wort — aber es ſind doch namentlich gegen die linke Seite ſolche Verdachts⸗ 
gründe ausgeſprochen worden, wir wollten das Vaterland wehrlos machen ꝛc. 
ch habe ſie ja immer von mir gewieſen; Niemand glaubt daran, daß das 
das Vaterland wehrlos machen heiße, wenn man die Verfaſſung vertheidigt 
und wenn man ſich weſentlich, trotz des Mangels an Geſundheit, nur darum 
hat wählen laſſen, um die Verfaſſung zu vertheidigen — denn à tout prix 
etwas 1 Stande zu bringen, hat einen Mann, wie mich, Niemand gewählt. 
(Beifall links.) Von vielen Seiten — denn ich habe mich wahrlich nicht zu 
dieſem Reichstage gemeldet — von vielen Wahlbezirken bin ich auf das Drin⸗ 
endſte angegangen worden, mich nicht der Sache zu entziehen (Ruf rechts: 
ur Sache!) (Präſident: Redner ift bei der Sache) und da wurde immer 
hervorgehoben und in die Programme geſchrieben, daß wir dem preußiſchen 
Volke ſein Recht nicht beſchädigen laſſen dürfen. Wobl, weder das Budget⸗ 
recht noch das Verantworteichkeitsgeſetz will ich beſchädigen und ei dieſer 
letzten Breſche will ich noch einmal verſuchen, dieſe Rechte zu vertheidigen 
(Bravo links), wenn gleich ich weiß, es wird fruchtlos fein. Ich gebe Ihnen 
alſe ſelbſt die Verantwortung dafür, indem ich zum letzten Male für das 
Princip der Verantwortlichkeit eintrete. (Lebhafter Beifall links.) 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag Duncker⸗Waldeck abgelehnt; 
dafür nur die Linke, die freie parlamentariſche Vereinigung (v. Bockum⸗ 
Dolffs, Carlowitz), die bundesſtaatlich conſtitutionelle Fraction und nur ein 
kleiner Theil der National⸗Liberalen, u. A. die Abg. b. Forgenbeck, Laster, 

Unruh, Reichenheim; mit den Conſervativen und Altliberalen ſtimmten 
u. A. dagegen die Abgg. Michaelis, Braun (Wiesbaden) und Gneiſt. 
Abſchnitt XII. des Verfaſſungs⸗Entwurfs (Bundes⸗Finanzen) lautet: 
Artikel 5. Abgeſehen von dem durch Art. 58 beſtimmten Aufwande für das 
undesheer und die zu demſelben gehörigen Einrichtungen, ſowie von dem 
Auſwande für die Marine (Art. 50) werden die emeinſchaftlichen Ausgaben 
im Wege der Bundes⸗Geſetzgebung und, ſofern ſie nicht eine nur einmalige 
Aufwendung betreſſen, für die Dauer der Legislatur⸗Periode feſtgeſtellt. 

Artikel 05. Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen 
zunächſt die aus den Zöllen, den gemeinſamen Steuern und dem Poſt⸗ und 
Telegraphen⸗Weſen fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. Inſoweit dieſelben 
durch dieſe Einnahmen nicht gedeckt werden, ſind ſie durch Beiträge der ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten nach — — ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche 
von dem Präſidium nach dem Bedarf ausgeſchrieben werden. 

Artikel 67. Ueber die Verwendung der gemeinſchaftlichen Einnahmen und 
der Beiträge der Einzelſtaaten ift von dem Präſidium dem Bundes rathe und 
dem Reichstage Rechnung zu legen. 

u dieſem Abſchnitt find folgende Abänderungen beantragt: 5 
„ 1) Von den Abg. Erxleben und Windthorſt: Artikel 65: Sämmtliche 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes, einſchließlich der behufs der Einnah⸗ 


um mindeſtens das zu erhalten, 


men zu verwendenden Verwaltungs⸗ und Erhebungskoſten, bedürfen der Be⸗ A 


willigung des Bundesraths und des Reichstages, welche, ſofern es ſich nicht 
um Einnahmen oder Ausgaben von kürzerer Dauer handelt, jedesmal für eine 
Periode von 3 Jahren auszuſprechen, rüclſichtlich derjenigen Summen aber, 
welche dem Bundespräſidio z. B. behufs des Bundesheeres oder der Bundes⸗ 
Marine bereits zur Verfü e 
werben, inſoweit dieſes geſchehen iſt, nicht verweigert werden darf. 

Aus dem dem Reichstage vorzulegenden Budget werden die auf jedes ein⸗ 
zelne Han fallenden Beträge der Einnahmen und Ausgaben, ingleichen die 
nach Hauptabtheilungen geſonderten Verwendungen erſichtlich ſein, welche aus 
der dem Bundespräſidio behufs des Bundesheeres und der Bundes e zur 
Verfügung ſtehenden oder noch zu stellenden Summen beftritten werden fo 


ung geſtellt find oder noch zur Verfügung geſtellt L 


Dinstag, den 9. April 1867. 


Im Artikel 66 hinter „gedeckt werden“, unter Streichung des Schlußſatzes 

in ſetzen: find fie durch Matricularbeiträge der einzelnen Bundesſtaaten nach 
aßgabe ihrer, zunächſt 1867 und dann von 3 zu 3 Jahren zu ermittelnden 

Bevölkerung aufzubringen. Dieſe . werden auf Grund der 
vom Bundesrathe und vom Reichstage erfolgten abt 8 vom Bundes⸗ 
Praſidio ausgeſchrieben. Einer Bewilligung der Landtage (Ständekammern) 
in den u Bundesſtaaten bedürfen fie nicht. 

Art. 67. Ueber den Ertrag und die Verwendung der gemeinſchaftlichen 
Einnahmen und der Beiträge der Einzelstaaten ift von dem Präſidio dem 
Bundesrathe und dem Reichstage alljährlich eine an die Ereigniſſe der Vor⸗ 
jahre ſich anſchließende allgemeine Nachweisung, hiernächſt aber eine förmliche 
Rechnung zur Prüfung und Entlaſtung vorzulegen. 

rtikel 68. Anleihen und Uebernahme don Garantien zu er des 
rn dürfen nur unter Zuftimmung des Bundesraths und des Reichstages 
erfolgen. 

2) Von den Abgg. Friedenthal, v. Gerber und Genoſſen. a) Artikel 
65. Die gemeinſchaſtlüben Einnahmen, ſowie die gemeinſchaftlichen aben 
werden für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt und auf den Bundeshauss 
Be gebracht. Der Bundeshaushalts⸗Etat wird durch ein Bundesgeſetz 
eſtgeſte 

ezüglich der zur Beſtreitung des Aufwandes für das Bundeskriegsweſen 
vereinbarten Summe bedarf es der Feſtſtellung nicht; dieſe Summe wird 
vielmehr ohne Weiteres in den Ausgaben⸗Etat aufgenommen und durch einen 
nach Titeln geordneten Special⸗Etat erläutert. ? 

Auch die Ausgaben für die Bundes⸗Krie 
Perioden im Voraus durch Bundesgeſetz feſtg N 
b) Dem erſten Satz des Artikels 66 folgende Fafjung zu geben: Zur 
Beſtreitung aller . Ausgaben dienen zunächſt die etwaigen 
Ueberſchüſſe des Vorjahres, ſowie die Erſparniſſe an dem Militär⸗Etat Hr 
titel 63) und die aus den Zöllen, den gemeinſamen Steuern und dem oſt⸗ 

und Telegraphenweſen fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. 

e) Nach Artikel 66 einzuſchalten: Artikel.. Die Aufnahme von Ans 
leihen für die Bundeskaſſe, ſowie die Uebernahme von Garantien, welche den 
Bund verpflichten, findet nur auf Grund eines Bundesgeſetzes ſtatt. 

10 d) dar Jh 67 vor den Worten: „Rechnung zu legen“ einzuſchalten: 
„für jedes Jahr“. 

3) Bon dem Abg. Miquel: Artikel 65: Alle Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes müſſen für jedes Jahr veranſchlagt und auf den Bundes⸗Haus⸗ 
balts⸗Etats gebracht werden. Letzterer wird vor Beginn des Etatsſahres 
nach folgenden Grundſätzen durch ein Geſetz feſtgeſtellt. 

Artikel 66. Die gemeinſchaftlichen Ausgaben werden in der Regel für 
ein Jahr bewilligt, können jedoch in beſonderen Fällen auch für eine längere 
Dauer bewilligt werden. 

Wahrend der im Artikel 58 normirten Uebergangszeit iſt der nach Titeln 
geordnete Etat über die Ausgaben für das Bundesheer dem Bundesrath und 
dem Reichstage nur zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen. 

Artikel 67. Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen 
zunächſt die etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, ſowie die aus den Zöllen, 
den gemeinſchaftlichen Verbrauchsſteuern, aus dem Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
WMeſen fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. Inſoweit diefelben durch 
dieſe Einnabmen nicht gedeckt werden, ſind ſie, ſo lange Bundesſteuern nicht 
eingeführt find, durch Beiträge der einzelnen Bundesſlaaten nach Maßgabe 
ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche im Wege der Bundesgeſeßgebung Teft 
geſtellt und demnach durch das Präſidium ausgeſchrieben werden. 

Ariilel 68. Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Bundes iſt vom 
Präſidium dem Bundesrathe und dem Reichstage zur Entlaſtung jährlich 
Rechnung zu legen. 

Artitel. 69. In Fällen eines außerordentlichen Bedürfniſſes können im 
Wege der Bundesgeſetzgebung die Aufnahme einer Anleihe, ſowie die Ueber⸗ 
19 5 Nie 2 m — Pa 25 yo to en. 

’ nter-Amendemen raten Bethuſy⸗Huc zu dem Amendement 
Miquel: a. hinter den erſten Saß des Artitel 95 die Worte einzuſchalten: 
Die im Artikel 58 verfaſſungs 1 feſtgeſtellten Beträge werden auch nach 
dem Zeitpunkt, bis zu welchem ſie bewilligt ſind, ſo lange forterhoben, bis 
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Artikel 66. Zur Beſtreitung aller Bundes⸗Ausgaben dienen zunächſt die 
etwaigen Erſparniſſe und Ueberſchüſſe der Vorjahre, ſodann die aus 
den Zöllen, den eaten Steuern und dem Poſt⸗ und Telegraphenweſen 
fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. * 

Inſoweit die Ausgaben durch dieſe Einnahmen nicht gedeckt werden, be⸗ 
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ſteuern oder durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten, letztere na 
gabe ihrer Bevölkerung. 8 R VE 

Unter Streichung des Art. 67 folgende neue Artikel aufzunehmen: 

Artikel .. Steuern und Abgaben für den Bund dürfen nur, ſoweit ſie in 
dem Bundeshaushalts⸗Etatgeſetz aufgenommen oder durch beſondere Bundes⸗ 
geſetze r ſind, erhoben werden. 

Artilel . Die Aufnahme von Anleihen für den Bund findet nur auf 
Grund eines Bundesgeſetzes ſtatt, daſſelbe 
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Grundlagen feititellen und unſexem PBrincip die Eonceifion machen die Aus: 
gaben für das ren air auch nach Ablarif des Intermiſticums un 
verändert fortdauern zu laſſen? Ich mache Sie da cauf aufmerkſam, was ge: 
ſcheben könnte, wenn die kommenden Neuwahlen für den Reichstag mit dem 
Bewußtſein vorgenommen werden, daß der neue Rieichstag über den Militär- 
Etat endgiltig zu beſchließen haben wird und daß mit der Frage über den 
Militäretat die über die Präſenzzeit und über die Stärke des ſtehenden Heeres 
in engem Zuſammenhange ſtehen. Ich habe das größte Vertrauen zu dem 
Patriotismus des preußiſchen und des deutſchen Volkes, bin aber doch nicht 
ohne Beſorgniß, dieſe Frage offen zu halten. Demnach empfehle ich Ihnen, 
mit — mendements Miquel zugleich das des Grafen Bethuſy⸗Huc an⸗ 
zunehmen. i a f 
Abg. Miquel: M. H.! Es iſt ein entſchiedener Mangel der Vorlage, daß 
fie ſich über die wichtigſten Punkte dieſes Abſohnitts nur in ſehr unklarer 
Weiſe ausdrückt. Was zunächſt den „Aufwand für das Bundesheer“ anbe⸗ 
trifft, ſo iſt die Dauer der in Art. 58 bewilligten Ausgaben bis zum 31. Der 
zember 1871 vom Hauſe angenommen und damit Klarheit in dieſen Theil 
des Etats gebracht, ich brauche alſo darauf nicht mehr zurückzukommen. Be⸗ 
Wen des „Aufwandes für die Marine“ iſt nicht ganz klar, ob derſelbe im 
ege der Geſetzgebung feſtgeſtellt oder ob er durch Fixirung einer beſtimmten 
Summe den Beſchlüſſen des Reichstages entzogen werden ſoll. Wahrſcheinlich 
ſollen die Ausgaben für die Marine ſo bewilligt werden, daß für eine be⸗ 
ſtimmte Reihe von Jahren das Bedürfniß im Voraus feſtgeſtellt wird, dann 
iſt aber der im Entwurf gebrauchte Ausdruck jedenfalls ſchlecht gewählt. Was 
dann die Matricular⸗Umlage anbelangt, ſo joll fie von dem Präſidium „nach 
ie dem Bedarf“ ausgeſchrieben werden. Was ſoll das heißen? Es wäre nur 
N 
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Klarheit zu gewinnen, wenn man die Anſicht unterſtellte, daß die Einnahmen 
aus den Zöllen, den gemeinſamen Steuern, dem Poſt⸗ und Telegraphenweſen 
erſt genau feſtgeſtellt und von den Ausgaben, die ſich genau ermitteln laſſen, 
1 abgezogen werden ſollen, ſo daß die Differenz durch Matricular⸗Umlage zu 
71 decken ſein würde. Bei einem ſolchen Ausſchreiben nach Bedarf würde aber 
4 weder für den Bund noch für die einzelnen Staaten ein geordnetes Finanz⸗ 
Syſtem moglich ſein. Man braucht ji dabei blos klar zu machen, wie hoch 
die Matricular⸗Umlagen ſich belaufen möchten. 


1 Nehmen wir an, daß die Einnahmen aus den Zöllen 25½ Millionen, 
15 aus dem Poſt⸗ und Telegraphenweſen 9% Millionen, aus den gemeinſamen 
Steuern 13 Millionen, im Ganzen 48 Millionen betragen werden, ſo ſtehen 
5 ihnen gegenüber die Ausgaben für das Heerweſen mit 67% Millionen, für 
1 die Marine 6 Millionen, für das Conſularweſen 1 Million, im Ganzen 744% 
15 Millionen, jo daß die Ausgaben die gedachten Einnahmen um 26% Millionen 


7 überſchreiten, welche demnach durch Matricularumlage aufgebracht werden 

müßten. Das ſind aber nur Minimalſätze, die bei einer Fortentwickelung des 
Bundes ſich bedeutend ſteigern würden. Wenn nun bei der Budgetberathung 
der Einzelſtaaten gar nicht zu berechnen iſt, wie viel an die Bundeskaſſe zu 
entrichten ſein wird, ſo iſt eine geordnete Finanzverwaltung der Einzelſtaaten 
gar nicht möglich. Aber auch die Finanzverwaltung des Bundes leidet un⸗ 
ter dieſem Syſtem der Matricularumlagen, da ſich die wirklichen Einnahmen 
nicht im Laufe des. Rechnungsjahres feſtſtellen laſſen. Deshalb ift es nöthig, 
die Höhe der muthmaßlichen Einnahmen und die ſämmtlichen Ausgaben budget⸗ 
mäßig im Voraus zu veranſchlagen und danach das Deficit, welches durch 
Matricularumlage gedeckt werden muß, zu berathen. Wenn in dieſer Weiſe 
ein wirklicher Bundesetat aufgeſtellt iſt, dann können auch die einzelnen Län⸗ 
der wiſſen, was ſie zu zahlen haben. Freilich wird es dann nothwendig, zu 
wiſſen, was mit den Ueberſchüſſen geſchehen ſoll, welche der Entwurf gar nicht 
erwähnt, vermuthlich, weil die Regierungen Ueberſchüſſe gar nicht für mög⸗ 
lich halten. Wird aber unſer Amendement angenommen, ſo dürften ſich doch 
Ueberſchüſſe ergeben, da die Erfahrung lehrt, daß die Einnahmen regelmäßig 
zu niedrig veranſchlagt werden. Daß etwaige Ueberſchüſſe der Bundeskaſſe 
zufließen müſſen, bedarf wohl keiner Erwähnung. 

Der Entwurf will nun ein dreijähriges Budget, wir ein einjähriges. Das 
dreijährige iſt nothwendig unſicher in ſeinen Annahmen; es mag in kleinen 
Staaten möglich ſein, keineswegs aber in großen, und am allerwenigſten in 
einem neuen Staate, deſſen Bedürfniſſe noch gar nicht genau bekannt ſind. 
Gegen unſere Amendements könnte man nun einwenden, daß ſie ein größeres 

Bubdgetrecht erſtreiten als bisher, weil wir das Einnahmebewilligungsrecht in 
Anſpruch nehmen, das der Entwurf nicht enthalte. Aber, meine Herren, 
1 daſſelbe liegt bereits im Ausgabebewilligungsrecht, denn es können nur ſolche 
Einnahmen ausgeſchrieben werden, deren Summe die der bewilligten Aus⸗ 
gaben erreicht; auf Höhe dieſer Ausgaben alſo müſſen die Einnahmen be⸗ 
Ei willigt werden. Es kommt nur darauf an, daß die Bundesregierung ſich 
nicht in den Beſitz höherer Summen ſetzen darf, als zur ckung der be⸗ 
willigten Ausgaben erforderlich ſind und daß keine Staatskaſſe der Einzel⸗ 
ſtaaten verpflichtet iſt, Einnahmen an die Bundeskaſſe abzuführen zur Deckung 
ſolcher Ausgaben, die nicht bewilligt ſind. Unſer Amendement ändert aljo 
nichts, als den einen Punkt, daß die Höhe der Matricularumlage vor Beginn 
des Etatsjahres feſtgeſtellt jein muß. — Der Herr Vorredner ſcheint ſich, 
wenn er für das Amendement Bethuſpy⸗Huc eintritt, der Befürchtung hinzu⸗ 
geben, daß die Einnahmen für den Militäretat geſtrichen werden könnten. 
Ich für meinen Theil kann mir nicht denken, daß eine Verſammlung, wie 
dieſe, welche die Intelligenz der deutſchen Nation repräſentirt, in ſolcher 
Weiſe dieſe Einnahmen abschneiden könnte. Indeſſen bat er vielleicht auch 
nur eine Garantie gegen die Renitenz der Einzelſtaaten haben wollen. 

Ich fürchte dieſe Renitenz nicht, rg aber auch andererſeits nicht, daß 
durch das Amendement Bethuſy⸗Huc die Beſtimmungen über das Budget 
weſentlich alterirt werden dürften. Wenn nun unſer Amendement auch wäh⸗ 
rend der Uebergangszeit Rechnungslegung über ſämmtliche Ausgaben, auch 

über die für die Armee verlangt, jo mache ich darauf aufmerkſam, daß der 
Kriegsmi, iſter bereits zugegeben hat, ſich der nachträglichen Controle keines⸗ 
wegs entziehen zu wollen; es ſcheint mir alſo unbedenklich, dem Reichstage 
auch während der Uebergangszeit eine ſolche Controle beizulegen. Je länger 
* eine ſolche Controle hinausgeſchoben wird, deſto ſchwieriger wird fie. „Wenn 
aber die Verwaltung auch während der Uebergangszeit ſich die Monita des 
Reichstags gefallen laſſen will, dann ſcheint mir dieſe ſelbſt ungefährlicher 
für unſer Budgetrecht zu werden, während ſonſt in dieſem Zeitraum Einrich⸗ 
ü tungen getroffen werden können, welche unſer Budgetrecht vollkommen illuſo⸗ 
Fr riſch machen. — M. H.! Wir befinden uns meinem Amendement b don. 
N gewiſſermaßen ſaͤmmilich auf neutralem Boden. Alle Parteien, ſelbſt die con⸗ 
ſervative, haben ein Intereſſe daran, einen geordneten Finanzzuſtand mit ge⸗ 
FPöriger Controle zu ſchaffen. Wir haben, da eine verantwortliche Bundes⸗ 
Regierung nicht beſteht, teine andere Garantie als das Budgetrecht. — Wir 
2 können Vieles der Zukunft überlaſſen, aber zunächſt muß unſer Budgetrecht 
klar geſtellt werden. Ich empfehle Ihnen in dieſer Beziehung unſere Amende⸗ 
ments. (Bravo!) 5 
l Präſident Dr. Simſon verlieſt folgenden eventuellen Antrag des Abg. 
. Münchhauf en: Der Reichstag wolle beſchließen: ſtatt der Worte: „für 
* jedes Jahr in der zweiten Zeile des Antrages Nr. 134 zu ſetzen: „für je 
drei A Jah ‚und ſtatt der Worte in der zweiten Zeile des Antrags Nr. 135: 
„für ein Jahr“ zu ſetzen: „für je drei Jahre“. 
Abg. ö. Münchhauſen bemerkt, daß er ſich durch dieſe Anträge die 
* Möglichkeit ſichern wolle, für die Amendements des Abg. Miguel ſtimmen 
5 u können. a 1 
7 Abg. Gebert: Ich kann mich mit den Grundzügen des Entwurfs ein⸗ 
peerſtanden erklären und meine, daß in dieſem Abschnitt über das Finanzweſen 
des Bundes Alles enthalten iſt, was zur Anerkennung des Budgetrechts dieſes 
boden Hauſes erforderlich iſt. Ich acceptire alſo dieſe Bestimmungen und 
begraße fie mit Freuden. Im Entwurf iſt allerdings nicht die Verpflkhtung 
zur Rechnungslegung während des Interimiſticums ausgeſprochen, indeſſen 
N zu erwarten, daß die Regierung, wenn überhaupt Monita gezogen werden, 
Nr denfelben Rechnung tragen wird. Der Abg. Miquel meint, daß wenn Aus: 
Fir gaben bewilligt werden, auch für die entſprechenden Einnahmen geſorgt wer⸗ 
1 den würde, die Sache hat aber doch ihre zwei Seiten, nämlich es kommt die 
Frage in Betracht, wie die Einnahmen beſchaff werden ſollen und ich erinnere 
L in dieſer Beziebung daran, daß in Art. 4 vor dem Worte Steuern, die bes 
0 ſchränkende . —.— „indirecte“ geſtrichen iſt. Deshalb möchte ich die Res 
5 beben Be erſuchen, ſich darüber beſtimmt zu erklären, welche Steuern ſie er⸗ 
beben wollen. — Redner empfiehlt ſchließlich die Amendements der Abgeord⸗ 
neten Friedenthal und Bethuſy⸗Huc. { 
Abg. Erxleben ſpricht unter großer Unruhe des Haufes, in welchem die 
Pribatunterhaltung bereits dei den Ausführungen des Vorredners vorherr⸗ 
ſchend geworden iſt, und bleibt bei feiner ohnehin ſchwachen Stimme im Zu 
g ſammenhange völlig unverſtändlich. Redner wird auch mehrfach durch den 
Zuruf „lauter“ unterbrochen, während der Präſident Gelegenheit nehmen 
8 muß, das hohe Haus um Ruhe zu erſuchen. Nach einem Hinweis auf die 
Bedeutſamkeit der Matrienlarumlagen, bei der noch nicht einmal feſtſtebe, ob 
die das Bundes präſidium ſeldſtſtändig ausſchreiben könne, geht Redner auf 
die einzelnen Amendements näher ein und ſchließt ſich dabei, indem auch er 
ſowohl das Ausgabebewilligungsrecht wie das Einnahmebewilligungsrecht für 
naothwendig erklärt, fait überall den Ausführungen des Abg. Miauel an. 
Aͤibg. Wagener (Neu-Stettin): M. H., es wird gewiß von allen Seiten 
anerkannt werden, wenn ein Redner von dem Renommee meines Herrn Vor⸗ 
kredners mit der wohlwollenden Abſicht hier eingetreten iſt, Ordnung in die 
Finanzen des preußiſchen Staates und des norddeutſchen Bundes zu bringen. 
Wir verſtockten Altpreußen müſſen freilich jagen, daß wir dieſe —— in 
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unſeren Finanzen ſchon beſitzen und daß dieſelbe ſich herſchreibt nicht von 
dem a des Herren Abgeordneten aus Hannover, auch nicht einmal bon 
der Einführung der preußiſchen Verfaſſungsurkunde ber, ſondern ſchon ſeit 
dem Vater Friedrichs des Großen her, und wir glauben auch, daß dieſelb 
nicht aufhören wird, wenn auch ſämmtliche hier geſtellten Amendements abge⸗ 
lehnt werden ſollten. Meine Herren, was ich bis jetzt über das Budgetrecht 
des norddeutſchen Bundes von dieſer Stelle aus gehört habe, das hat bei 
mir die Vermuthung erregt, daß die Herren, die darüber geſprochen, den 
Verfaſſungsentwurf entweder nicht geleſen oder nicht verſtanden haben. Dieſer 
Abſchnitt hat die ſelbſtredende Vorausſetzung zur Grundlage, daß für den 
Militäretat ganz beſtimmte, geſetzlich ein⸗ für allemal feſtgeſtellte Summen 
der Beſchlußfaſſung des Reichstages entzogen werden; dieſe Vorausſetzung iſt 
durch die neuliche Annahme des Amendements v. Forckenbeck fortgefallen, 
und ich und meine politischen Freunde, wir befinden uns jetzt ſchon kaum noch 
in der Möglichkeit, mit den Herren, die dieſen Beſchluß gefaßt haben, über 
Compromiſſe zu ſprechen. Sie haben den Vorderſatz der Comprpmiſſe beſei⸗ 
0 Sie müſſen es ſich daher gefallen laſſen, wenn wir beim Nachſatze ganz 
allein handeln, wie wir es für gut finden. 

Aber wenn Sie dies auch bei Seite laſſen, ſo gehen doch die Beſtimmun⸗ 
gen des Verfaſſungsentwurfs von der Vorausſetzung aus, daß die Ausgaben 
durch den Reichstag feſtgeſtellt werden ſollen, und daß damit die Einnahmen 
von ſelbſt gegeben ſind, und zwar in der Weiſe, daß ein beſtimmter Betrag 
feſtſtehender Steuern zur Deckung der Ausgaben dem Bunde überwieſen wird 
und daß der Reſt der Ausgaben durch Matricularumlage zur Vertheilung 
kommt. Dieſe Beſtimmungen enthalten zweierlei. Sie enthalten einmal die 
Vorausſetzung und Annahme, daß mit der Feſtſtellung der Ausgaben die 
Einnahmen von ſelbſt gegeben ſind, und dann die, daß die Steuergeſetzgebung 
des Bundes nicht weiter, als unumgänglich nothwendig iſt, in die Steuerge⸗ 
ſetzgebung der einzelnen Staaten eingreifen darf. Es iſt mir daher nicht recht 
verſtändlich, wie der Herr Abgeordnete aus Sachſen, der vor mir ſprach, es 

ewiſſermaßen als einen Anſpruch ſeiner ſächſiſchen Landsleute ausſprechen 
onnte, daß vor Allem eine jährliche Budgetbewilligung dem Reichstage zuge: 
ſtanden werde. Wenn er dieſen Gedanken zu Ende gedacht hätte, ſo hätte er 
zu der Concluſion kommen müfjen, daß die Nealifirung dieſer Forderung den 
ſächſiſchen Finanzminiſter nullificiren und das Budgetrecht des ſächſiſchen 
Landtages ganz einfach zu den Acten legen wird. Wenn Sie es wirklich ſo 
recht aufrichtig und ernſtlich meinen, m. H., was einer der Herren Vortedner 
erklärte, daß mit der Ausgabebewilligung die Einnahmebewilligung ganz 
identiſch ſei, wozu ſtellen Sie denn fo viele Amendements, in denen letzteres 
noch beſonders betont wird? Und die Sache ſteht in der That anders. 

Einnahme; und Ausgabebewilligung decken ſich ganz, wenn man einig iſt, 
aber wie ſie! ſich zueinander verhalten, wenn man uneinig iſt, ich glaube, 
darüber läßt namentlich die Betrachtung des preußiſchen Conflictes auch nicht 
den geringſten Zweifel. Dieſe Differenz war damals ſo groß, daß davon die 
ganze Rettung und Erhaltung des preußiſchen Vaterlandes, ja die Exiſtenz 
der preußiſchen Verfaſſung abbing. Hätte man in Preußen auch das Ein⸗ 
nahmebewilligungsrecht gehabt, dann weiß ich nicht, wie die Regierung es 


hätte anfangen ſollen, ſich ohne Verletzung der Verfaſſung die Mittel zu ver] K 


ſchaffen, die ſie ſo dringend zum Heile und Wohle des ganzen Vaterlandes 
bedurfte. Deshalb werden Sie es auch wohl verſtehen, weswegen wir durch⸗ 
aus nicht geneigt fein können, dem Ausgabe: auch noch das Einnahmebewil⸗ 
ligungsrecht hinzuzufügen. Aber ich will Ihnen auch von Ihren eigenen 
Theorien aus Gründe gegen dies Recht beibringen, indem ich hoffe, daß Sie 
conſtitutionell genug ſein werden, dieſelben als ſolche anzuerkennen. Worin 
beſtehen denn die ſelbſtſtändigen Einnahmen des Bundes und wie wollen Sie 


dieſelben ſchaffen, wenn Sie nicht das Steuerbewilligungsrecht der einzelnen | S 


Länder in ſich auſſaugen und abſorbiren? Und was dann aus dem Steuer: 
bewilligungsrecht der einzelnen Länder wird, liegt klar auf der Hand. Denn 
vermittelſt des Satzes, daß die Bundesgeſetzgebung der Specialgeſetzgebung 
vorgeht, kommen Sie ſchließlich bei dem Ziele an, das Sie lange mit Bewußt⸗ 


fein und mit großer Ausdauer etſtrebt haben, nämlich auch in den Einze- W 


Ländern das Einnahmebewilligungsrecht zu erlangen und die ganze Steuer⸗ 
aeiebgrbung derſelben in dem Sinne umzuändern, daß alle Ihnen unbeque⸗ 
men“ rn derſelben daraus bejeitigt werden. 

M. H.! Der Abg. Miquel bat uns geſagt, daß das Einnahmebewilligungs⸗ 
recht ſchon deshalb unabweislich fei, weil ja ſonſt die einzelnen Länder gar 
nicht zu überſehen im Stande ſeien, welche Steuerlaſt ihnen aufgebürdet werden 
ſolle. Er hat aber, meine ich, fein Rechenexempel zwei Poſitionen vorher ab- 

ebrochen, wo er hätte das Facit ziehen ſollen. Wir ſagen ja nicht, daß die 
Rechnung nicht gemacht werden ſoll, nur wird ſich das Exempel der Subtraction 
in ein Diviſionsexempel verwandeln, und das große Räthſel, welche Summen 
die einzelnen Staaten von Matricularbeiträgen aufzubringen haben, iſt gelöſt. 
Hierin liegt alſo nicht das Bedürfniß. ! 

wiederum nicht das was Sie Ihrerſeits erftreben, ſondern was Sie anſtreben, 
iſt, die Matricular⸗Beiträge durch die Bundesgeſetzgebung zu regeln, ſich eine 
Handhabe zu verſchaffen, mit der Sie nun auch in Bezug auf die Matricular⸗ 
Beiträge die Specialgeſetzgebung der einzelnen Länder abſorbiren können. Nach 
dem Wortlaute Ihres Amendements würde dies ſogar ſchon für die Jahre 
der Uebergangszeit gelten, Sie würden alſo auch dies kleine und unwichtige 
Zugeſtändniß, das Sie uns gemacht haben, nullifieiren. Ich kann auch nicht 
anerkennen, daß die Feſtſetzung einer Zjährigen Etatsperiode eine Unmöglich⸗ 
keit ſei für einen großen Staat. 

Dagegen möchte ich diejenigen Herren Abgeordneten, die für eine jährliche 
Etatsaufitellung find, fragen, was fie eigentlich für einen Begriff von der 
Zeit eines preußiſchen Miniſters haben, die mir eine ſo vorherrſchende und 
wichtige Rüdficht zu fein ſcheint, daß gerade dieſe dahin geführt hat, Dinge, 
die ſich von ſelbſt berftehen, nicht alljährlich bereden und discutiren zu laſſen, 
ſondern eine mehrjährige Finanzperiode feſtzuſtellen. Unvorhergeſehene Dinge 
kann man ſchließlich ebenſo wenig in einem Jahre als in drei Jahren voraus⸗ 
ſehen. Das Amendement Bethuſy⸗Hue klingt fo, als wenn es den bezeichneten 
Uebelſtänden wenigſtens einigermaßen abhelfen könnte, aber der Herr Abge⸗ 
ordnete hat wohl überſehen, daß die Beſtimmung des Artikel 58, wonach 
225 Thaler pro Mann gezahlt werden ſollen, genau zuſammenhängt mit der 
Beſtimmung des Art. 56, und wenn der Procentſatz der Bevölkerung nicht 
fixirt iſt, fo bilft auch die feſte Bezahlung nichts. Dies Amendement ſchwächt 
alſo auch nicht die geringſte nachtheilige Wirkung ab. Zum Schluß eine kleine 
Alternative, die ich Ihnen ſtellen will. Der Herr Abg. v. Bockum⸗Dolffs hat 
uns in ſehr eindringlicher Weiſe auseinandergeſetzt, mit welcher Treue, mil 
welcher Gewiſſenhaftigkeit die Regierung die Verfaſſungsurkunde beobachtet 
hat, ſelbſt zu einer Zeit, wo wohl die erſuchung nahe liegen konnte, über 
eine gewiſſe Partei und ihre Forderungen zur Tagesordnung überzugehen. 

Deſſen ungeachtet hat der Herr Abgeordnete die Folgerung daran geknüpft, 
daß er ſagte, wir haben zwar keine Veranlaſſung zum Mißtrauen gegen die 
Regierung, aber wir ſind das als Volksvertreter dem Volte ſchuldig und das 
werthvollſte Recht des Landes iſt das Mißtrauen gegen die Regierung. Ebenſo 


hat uns der Abgeordnete v. Forckenbeck auseinandergeſetzt, wir find zwar jetzt M 


dahinter gekommen, daß wir uns vor etwa einem Jahre nicht übermäßig 
pakriotiſch oder ſcharſſinnig benommen haben, deſſen ungeachtet haben wir es 
als Vertteter des Volkes in Anſpruch zu nehmen, daß wir uns nie wieder 
irren und daß unſere Unfehlbarkeit eine Garantie gegen die Regierung iſt. 
Meine Herren, wir treten auf dieſe Brücke nicht, eben ſo wenig auf die des 
Abgeordneten für Osnabrück, wenn er jagt, Alles, was verlangt würde, ſei 
durchaus ungefährlich, wenn Regierung und Volksvertretung einig ſeien. Der 
Herr Abgeordnete kommt mir dabei vor, wie jener berühmte Mann, der zu 
ſeiner Frau ſagte: „Wenn du ſo willſt wie ich, dann ſoll es immer nach 
deinem Kopfe gar (Große Heiterkeit.) 

Abg. Dr. Gneiſt: Gegenüber der Zerreißung der Bundesfinanzen in dem 
Entwurfe empfehle ich Ihnen die Amendements oder vielmehr das Syſtem 
meiner politiſchen Freunde, allerdings mit zwei Vorerklärungen. Der Bun 
desrath und der Reichstag werden, um Lebensfähigkeit zu gewinnen, der 
freien, offenen Discutirung des Bundeshaushalts bedürfen, wie jeder andere 
Körper im Deutſchland. Doch müſſen allerdings einmal die Bundeseinnahmen 
geſichert ſein in einer gewiſſen Perpetuität und dann darf es nicht die Abſicht 
ſein, dem Reichstage das Ausgabebewilligungsrecht mit dem Zwecke, dem 
Erfolge, dem Rechte zu geben, daß er vermittelt deſſen den Präſenzſtand der 
Armee herabſetzen könne. Sämmtliche Amendements, die hier geſtellt ſind, 


haben eine gemeinſame Wurzel; wir find zu ſehr geneigt, zuerſt nach fremden | d 


Vorbildern zu fragen, wir ſind zu ſehr geneigt, Dinge, die 
auseinanderzureißen und als Selbſtzweck zu behandeln, Eat aan 
nannte Budgetrecht und die Frage nach dem Beſtande der Armee auseinander⸗ 
geriſſen wird, iſt keine Debatte mehr möglich. Die Hauptſchwierigkeit wird 
noch lange liegen in der vorgefaßten Idee, als wäre das Ausgabebewilligungs⸗ 
recht dazu beſtimmt, jährlich den Beitand der Armee herabzuſetzen oder doch 
zu ändern, als ſei das der Hauptwerth dieſes Rechtes. Daß dieſer Grundſaßz 
e 1 babe er e yon bewieſen. Es handelt ſich zunächſt 
um die Nothwendigkeit der freien, be en, gegenſeiti 

Rach, Wi. bier und ne 0 125 mare 1 egenſeitigen Anerkennung der 

ie plötzliche einſeitige Herabſetzung der Armee in irgend einem Jahre i 

unmoͤglich, iſt unausführbar. So etwas kann nur beſchloſſen — ab 
ſammenhängenden Maßregeln auf zwölf Jahre hinaus. Denn der Reichstag 
würde damit einſeitig über die Dauer der Dienſtpflicht im ſtehenden Heere be⸗ 
ſchließen, während doch Alle einig darüber find, daß nicht der einfeitige Be⸗ 
ſchluß dieſes Hauſes, ſondern das Geſetz darüber zu entſcheiden hat. Unſere 


Aber, meine Herren, das iſt auch] A 


Armee iſt die Schule der Nation für die Waffen, dieſer Grun Ben: 


das feſte Klaſſenſyſtem und dieſer Grundſatz kann auf ni in beruhen 
als dei Geſetze. Der zwingende Grund zu der * „ die die Regie⸗ 
rung vorſchlä 3 gelegen in ben Semi die Kammer⸗ 
2 von 1863 erklärte folgende Beſummung für wünſchenswerth. die 


Stärke des Heeres für die Friedenszeit ſoll durch das Geſetz feſtgeſtellt wer⸗ 
den und auf Grund dieſes Geſetzes erfolgt die Ausgabebewilligung für den 
Militäretat. Dabei möchte ich Sie doch fragen, wenn der allerberechtig tſte Ge⸗ 
brauch eines Ausgabe⸗Bewilligungsrechts nicht genügt hat, die einfeitige Er⸗ 
höhung des Armeebeſtandes zu verhindern, ſollte dann ein unberechtigter Ge⸗ 
brauch dieſes Rechtes ausreichen, um ſpäter eine Reducirung der Armee zu 
bewirken? Der Grund aber, warum wir eine ſolche Rebucirung, eine Ver⸗ 
weigerung der Mittel für den Armeebeſtand nie ausſprechen konnen, liegt 
darin, daß dieſe Art der Verweigerung im Widerſpruch ſteht zu der Natur 
der Sache, zur Natur der Armee. 5 5 
Es iſt rechtlich und politiſch, finanziell und wirthſchaftlich eine Unmöglich⸗ 
keit, im Wege der Verordnung, des Abſolutismus, don Jahr zu Jahr den 
Präſenzſtand der Armee feſtſtellen zu wollen und die preußiſche Regierung 
verzichtet auf einen ſolchen Anſpruch in dieſer Verfaſſungs⸗Urkunde ganz rück⸗ 
ſichtslos. Aus demſelben Grunde iſt aber ebenſo eine Unmöglichkeit, daß der 
jaͤhrliche Beſtand der Armee von der jährlichen Rammermateeität abhängig 
jein kann; das wäre auch ein Abſolutismus. Es geht nicht, daß die Armeenur 
bittweiſe beſteht, das Lage ſo ausgedehnt, verträgt ſich nicht mit der 
allgemeinen Wehrpflicht. Es muß daher corrigirt werden und dies geſchieht 
durch die Schranke des Geſetzes. Dieſe Schranke heißt Präſenzzahl und durch 
dieſe Schranke wird das Budgetrecht wieder lebensfähig und kräftig werden. 
Das heißt nicht, das Budgetrecht aufgeben, das heißt das Budgetrecht leben⸗ 
dig machen, wie wir die abſolute Monarchie lebendig gemacht ſehen durch die 
Schranke des Geſetzes. Innerhalb dieſer Schranke wird der Reichstag ſeinen 
ſachgemäßen, geſunden Einfluß üben. Auch in England find *, fämmilicher 
Einnahmen und die Hälfte der Ausgaben der Bewilligung des Unterhauſes 
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* 
nicht überzeugt davon, ich glaube vielmehr, daß ſeiner Ausein ng 
ungeachtet, ein Mißbrauch von einem mißverſtandenen Budgetrecht gemacht 
werden könnte. Ich glaube allerdings, daß alle derartige Stlärun en bon 
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ich auch mit Rück⸗ 

8 Abel eine Wieder⸗ 
tehr ſolcher Greignifie zu erwarten, ſo wäre es doch eine Gewiſſensloſigkeit 
meinetjeits, meinen Erben ein ſolches Vermächtniß zu hinterlaſſen, äbnliche 
Verlegenheiten in Ausſicht zu ſtellen. Dies geſchähe aber durch die Annahme 
des Amendements. t 

Der Abg. Gneift hat nun ein Verhältniß berührt, von dem ich in aller 
Beſcheidenheit behaupten möchte, daß ich etwas mehr davon derſtehe als er, 
das Verhältniß des Kriegsminiſters. Der Hr. Abgeordnete hat bewieſen 
— und er kann ja bei der ihm beiwohnenden großen Gewandtheit Alles be⸗ 
weiſen, was er will (Große Heiterkeit), daß der Kriegsminiſter kein Miniſter 
ſei, ſondern ein Weſen böherer Ordnung (Heiterkeit), das unumſchränkt im 
Staate walte und dem Niemand beikommen könne. Es hat mich in der That 
gewundert, daß gerade dieſer Herr Abgeordnete mich fo hoch über ſich ſtellt 
(Heiterkeit), da er doch alle Mängel des Kriegsminiſters mit ganz beſonderer 
Schärfe entdeckt und betont. Da ich nun nicht glauben kann, daß er meine 
Perſon, ſondern mein Amt meint, ſo hält er dieſes alſo ſo hoch, daß er die 
Verwaltung deſſelden nicht einem Minister, ſondern einem höheren Weſen zu: 
ſchreibt. ( Heiterkeit.) Nun, ich will ihn nicht widerlegen, zumal er großen: 
theils mit meinem großen Beifall geſprochen hat in allen Sachen des Budget⸗ 
rechts. Es war dies ganz meine Meinung, und ich will nur wünſchen, daß 
dieſe feine Meinung einen verfaſſungsmäßigen Ausdruck in der Verfaſſung 
erhalte, die wir hier berathen. (Beifall rechts. 

Der Antrag auf Schluß der Gereralbienuffon wird angenommen; es fol: 
gen perſönliche Bemerkungen. 2 

ie Abag. v. Bockum⸗Dolffs und v. Fordenbed bemerken gegen 
den Abg. Wagener, daß derſelbe verſchiedene Aeußerungen dieſer Abgeordne⸗ 
ten theils falſch verſtanden, theils falſch citirt habe. . 

Auf den Antrag mehrerer Abgeordneten wird Vertagung der Sitzung 
angenommen. 

Der Präſident ſetzt die nächſte Sitzung auf Dinstag 10 Uhr feſt und 
beſtimmt als Tagesordnung: Specialdiscuſſion über Tit. XII., Art. 65, 66 
und 67; General: und Specialdiscuſſion über Tit. XIII. und bemerkt, daß er 
boffer daß das Haus am Mittwoch die Vorberathung beenden werde. In 
dieſem Falle ſolle am Montag die Schlußberathung beginnen und 
hoffentlich am Mittwoch näͤchſter Woche zu Ende kommen. — Wenn nun in 
der morgenden Tagesſitzung die aufgeſtellte T.⸗O. nicht erledigt werden würde, 
ſo ſolle morgen eine Abendſitzung ſtattfinden. (Allſeitige Zuſtimmung.) 
Schluß 3 Uhr. 

— Berlin, 8. April. [Aufgeregte Stimmung. — Das 
Verhalten der Regierung dem Reichstage gegenüber] Die 
Aufregung, welche die letzten Nachrichten aus Paris gebracht, wollte 
auch heute trotz beruhigenderer Depeſchen nicht weichen, es ließ ſich dies 
auch an der Phyſiognomie des Reichstages erkennen; die Converſation 
in den Nebenräumen des Hauſes war faſt ſo lebhaft wie der Gang 
der Verhandlungen im Saale. Es ſollten an Mitglieder des Hauſes, 
namhafte Financiers, Privatbriefe aus Paris gelangt ſein, welche von 
ſehr bewegter Stimmung der franzöſiſchen Metropole wiſſen wollten, 
man citirte eine Stelle daraus, wonach die Frage der Dynaſtie in 
Paris auf den Straßen discutirt würde, nebenher ſollten auch in jenen 
Privatmittheilungen beſtimmte Angaben über den lebensgefährlichen Zu⸗ 
ſtand des kaiſerlichen Prinzen enthalten ſein. i 

Wie weit das Alles richtig iſt, bleibe dahin geftellt, ſoviel aber if 
gewiß, daß man in Regierungskreiſen die Sache ſehr ernſt nimmt und 
daß man nicht irren wird, wenn man annimmt, daß keine Wendung 
irgend welcher Art der Regierung überraschend kommen oder dieſelbe un⸗ 
vorbereitet findet dürfte. Man erzählt, daß bereits ausgeſchriebene 
Lieferungstermine aufgehoben und auf nähere Zeit verlegt worden wären 

‚und im Uebrigen find eigentlich ſchon feit der Demobiliſtrung alle Vor: 
kehrungen getroffen, um in allerkürzeſter Friſt jeder Eventualität gerüſtet 
entgegentreten zu können. Allerdings iſt es der Regierung ungemein 
darum zu thun, mit dem norddeutſchen Bunde in's Reine zu kommen, 
und es mögen ihr daher alle Momente, welche die Berathungen fördern, 
wie jene Vorgänge der auswärtigen Angelegenheiten es factiſch bereits 
gethan haben, herzlich willkommen ſein; es wird ſich jetzt nur darum 
fragen, wie weit im Laufe der nahen Schlußberathung die Vereinbarung 
erzielt wird. 

Kommt eine ſolche zu Stande, ſo wird man, zum Theil auch aus 
Gründen, welche localer Natur find, d. h. den Ausbau des Sitzungs⸗ 
Saales der Abgeordneten betreffen, den preußiſchen Landtag auch früher, 
als man urſprünglich wollte, vielleicht ſchon zu Anfang Mat hierher be⸗ 
rufen, fo wenigſiens ſieht man bier die Sache in Abgeordnetenkreiſen 
an. Wenn nun von einigen Seiten bereits über den beſtimmten Plan 
des Verhaltens der Regierung bei der Schlußberathung geſprochen und 
mitgetheilt wird, die Regierung werde einige Amendements annehmen, 
die wichtigsten ablehnen und nunmehr vor die Verſammlung treten und 
die en bloc-Annahme des neuen Entwurfs fordern, jo höre ich das 
als eine bloße, wenn auch ziemlich naheliegende Vermuthung bezeichnen. 
Es iſt ziemlich außer Frage, daß die Regierung ſchließlich für ihre For: 
derungen eine Majorität finden wird; die Sachſen z. B. wollen mit 
der Regierung gehen, d. h. mit Ausnahme von etwa 5 Mitgliedern und 
auch ſonſt wird es nicht an Stimmen fehlen, welche, um das Ganze 
nicht ſcheitern zu laſſen, von einzelnen Forderungen, für welche fie in 
der Vorberathung geſtimmt haben, Abſtand nehmen werden. 

Allein es wird und muß der Regierung darum zu thun ſein, eine 
moͤglichſt große und einmüthige Majorität zu erzielen, ſchon um des 
moraliſchen Eindrucks willen, auf welchen ſie ſich dem preußiſchen Abge⸗ 
ordnetenhauſe gegenüber doch wird ſtützen wollen. Auch die Verfion ifl 
wohl mit Vorſicht aufzunehmen, daß die Regierung für den Fall der 
Verwerfung des Verfaſſungs⸗Entwurfes, Separatverträge mit den ein⸗ 
zelnen Bundesregierungen auf der Grundlage des Entwurfes abſchließen 
wollte, dieſe Verträge würden ja doch immer der Sanctionirung der 
Landes vertretungen bedürfen. Es find faſt untrügliche Anzeichen zu der 
Annahme vorhanden, daß die Regierung kein Mittel der Verſtändigung 
unverſucht laſſen und über die Meinungsverſchiedenheit nicht mit zu 
großen Schwierigkeiten hinwegkommen wird. 

In der Militärfrage dürfte man nach dem bereits acceptirten Vor⸗ 
ſchlage des Fürſten Solms⸗Lych ſtatt des vierjährigen ein ſiebenjähriges 
Proviſorium verlangen, und wer weiß, ob nicht dieſe Forderung ange⸗ 
ſichts der politiſchen Lage leichter zugeſtanden wird, als man es denkt. 

Schwieriger wird es mit der Diätenfrage werden, hinſichtlich deren man 
jetzt annimmt, daß die Diätenverfagung lediglich eine Conceſſion der 
Regierung an die conſervative Partei ſei. Jedenfalls ſchließen die Vorbe- 
rathungen am Mittwoch und der Zeitraum einer halben Woche bis zur 

Schluß berathung beweist bereits, daß man auf beiden Seiten Zeit für 

die von allen Seiten gewünſchte Verſtändigung gewinnen will. 

[Die Einberufung des Landtages.] Der „St.⸗A.“ ſchreibt: 

„Wie wir hören, liegt es in der Abſicht der königlichen Regierung, un⸗ 

verzüglich die beiden Häuſer des Landtags einzuberufen, ſobald eine Ver⸗ 
eindarung mit dem Reichstage über den Verfaſſungs⸗Entwurf des nord⸗ 

* Bundes hergeſtellt fein wird. — Da die Berathungen des 

Reichstages ſich ihrem Ende nähern, ſo treten vom 10. d. M. an die 

Bevollmächtigten der verbündeten Regierungen zu Conferenzen zuſammen, 

um in Betreff der vom Reichstage geſtellten Anträge wegen Abänderung 
es Verfaſſungs⸗Entwurfs ſich ſchlüſſig zu machen. — Das Ergebniß 

neuen Berathung wird vermuthlich in wenigen Tagen dem Reichs⸗ 
ge wieder vorgelegt werden können, da die einzelnen verbündeten Re: 
trungen aber die in Frage kommenden Punkte fih durch ange und 
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vielſeitige Erwägungen der letzteren hinreichend orientirt haben dürften, 
um zeitraubende Inſtructions⸗Einholungen vermeiden zu können. — 
Wir glauben im Intereſſe der Mitglieder beider Häuſer des Landtages 
auf dieſen wahrſcheinlichen Verlauf der Dinge auſmerkſam machen zu 
ſollen, damit dieſelben daraus Veranlaſſung nehmen, ihre häuslichen 
Einrichtungen wegen der nahen Einberufung in's Auge zu fallen. — 
Wir dürfen hoffen, daß dieſes weitere Stadium des deutſchen Ver⸗ 
faſſungswerkes bald nach Oſtern beginnen wird.“ i 

[Von den oberheſſiſchen Mitgliedern des Reichstages iſt heute 
Mittag folgende Interpellation dem Präſidium des Reichstages überreicht 
worden. Dieſelbe wird, wie wir hören, am Mittwoch zur Beantwortung ge⸗ 
langen. Die Interpellation lautet: 

Aue Interpellation. . ? 

Seine königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen erließ nach wiederher⸗ 
geſtelltem Frieden unterm 17. September d. J. von Worms aus eine Pros 
clamation, überſchrieben: „An mein treues Volk“, welche in Beziehung auf 
801 15 87 7 Verhältniſſe Deutſchlands und deſſen nationale © eſtaltung das 

olgende beſa gt: 8 

„Wir haben nicht blos die Wunden zu heilen, welche der Krieg unſerem 
Heſſen geſchlagen hat, — wir haben auch mit der Neugeſtaltung unſeres ge⸗ 
meinſamen deutſchen Vaterlandes in einer die gerechten nationalen Anſprüche 
befriedigenden Weiſe zu beginnen. — Der alte Rechtsboden, auf dem wir 
hätten forihauen können, iſt zuſammengebrochen. — Wir müſſen nun die 
Vervollkommnung des durch die Macht der Thatſache geſchaffenen neuen 
Rechtszuſtandes zum Gegenſtand unſerer Sorge machen. — Mein eifriger 
Wunſch war, den Bund, welcher dermalen den Norden Deutſchlands umfaßt, 
auf das ganze große Vaterland ausgedehnt zu ſehen. Rückſichten, deren Be⸗ 
feittgung nicht in meiner Macht lagen, ſtanden bis jetzt der Erfüllung meines 

unſches entgegen. — Aber wie ich ſtets ſeit meinem Regierungsantritt ne⸗ 
ben dem Wohle meines heſſiſchen Landes das Glück und die Größe des ge⸗ 
meinſamen deutſchen Vaterlandes und die Kräftigung des daſſelbe umſchlin⸗ 
den Bandes ae habe, — ſo werde ich auch für die Zukunft dieſes Ziel 
nicht aus den Augen verlieren. — Ich rechne dabei auf das Vertrauen und 
die Unterſtützung meines guten und bewährten Volkes.“ — In Folge des 
Friedensabſchluſſes zwiſchen Preußen und Heſſen vom 3. September p. J. 
trat — wie bekannt — der Großherzog von Heſſen mit der Provinz Ober⸗ 
heſſen dem norddeutſchen Bunde bei, während die beiden anderen Provinzen 
des Landes außerhalb dieſes Verhäͤltniſſes blieben. l 

„Bei Gelegenheit der Discuſſton reſp. Annahme des preußiſch⸗heſſiſchen 
Friedensvertrages in der zweiten Kammer zu Darmſtadt, — im Januar 
„J., — wurde von zwei Abgeordneten beantragt: a 

gleichzeitig die feſte Erwartung auszusprechen; die großherzogliche Staats⸗ 
Regierung werde mit allen Kräften dahin ſtreben, auch mit den von dem 
norddeutſchen Bunde bis jetzt noch ausgeſchloſſenen Gebietstheilen möglichſt 
bald in denſelben einzutreten. ! 

Die Kammer beſchloß, Berathung und Beſchlußfaſſung über tiefen Antrag 
wegen mangelnder genügender Information bis nach erfolgter definitiver Cor⸗ 
ftituirung des norddeutſchen Bundes auszuſetzen. 3 

Die definitive Conjtituirung ſteht durch Publication der Verfaſſung in der 
nächſten Zeit mit Sicherheit zu erwarten. it dann das ganze Großherzog: 
thum Heſſen dem norddeutſchen Bunde nicht beigetreten — oder iſt nicht ſein 
Beitritt wenigſtens in ſichere Ausſicht geſtellt — jo wird das Land in 2 Theile 
zerriſſen. Daraus werden ſchwere Schädigungen der nationalen — der dyna⸗ 
ſtiſchen — und der beſonderen Intereſſen des Großherzogthums entiteljen — 
Welche Gründe auch früher beſtanden haben mögen, den Beitritt don ganz 

eſſen — norddeutſchen Bunde zu beanſtanden, ‘jo ſcheint uns doch jetzt die 
eit gekommen zu ſein, wo Deutſchland genügend gekräftigt iſt, um ſeine in⸗ 
gen ‚Angelegenheiten, 


oO 


ohne fremden Rath, feinen eigenen Intereſſen entſpre⸗ 
end, zu ordnen — und dabei einzig und allein ſein eigenes Wohl zum Aus⸗ 
as feiner Entſchließungen zu nehmen. 1 
uf Grund vorſtehender Andeutungen erlauben ſich die unterzeichneten 
oberheſſiſchen Abgeordneten an den Herrn Vorſitzenden der Bundes⸗Coramiſſare 
die ergebenſte Anfrage: f ' 
1. ob — und eventuell welche Hinderniſſe dem ungetrennten Eintritt des 
kur Großherzogthums Heſſen in den norddeutſchen Bund zur Zeit entgegen⸗ 
ehen 
2. eventuell, ob dieſe Hinderniſſe dauernde — oder vorübergehender Na⸗ 


tur find? 
Otto Graf zu Solms⸗Laubach, Freiherr Nordeck zu Rabenau, G. Buderus.“ 


Amerika. 

New⸗Nork, 21. März. [Das Haus der Repräfentanten] 
hat Reſolutionen angenommen, durch die das Comite für auswärtige 
Angelegenheiten angewieſen wird, zu unterſuchen, warum Anſprüche 
amerikaniſcher Bürger gegen England, die vom Jahre 1859 
herrühren, noch nicht bezahlt ſind und was zur ſchleunigen Erledigung 
dieſer Angelegenheit geſchehen kann. Demſelben Comite iſt der Fall 
des in Canada zu lebenslänglicher Haft verurtheilten Feniers John 
M' Mahon überwieſen, um feſtzuſtellen und zu berichten, welche Schritte 
zu thun ſind, um ſeine Freilaſſung zu bewirken. 

; [Hinsichtlich des Reconſtructions⸗Geſetzes] beſtand, fo ſchreibt 
die „NY. H. 3.“ eine Meinungsdifferenz zwiſchen den beiden Häuſern, welche 
jedoch auf dem Wege der Conferenz geſchlichtet wurde. Es iſt die Beſtim⸗ 
mung hinzugefügt worden, daß nur dann in den unter militäriſche Controle 
geſtellten ſüdlichen Staaten ein Ba eg Convent berufen werden foll, 

‚borh teirten Wähler ſich dafür entſchieden hat. 
Somit bleibt es der Bevölkerung völlig anheimgeſtellt, ob ſie unter den vom 
Congreß geſtellten Bedingungen wieder mit ihren Rechten bekleidet werden 
oder ausgeſchloſſen bleiben will und es wird der Möglichkeit einer Scheinwahl, 


welche nicht den Willen und die Gefinnung der Majorität des Volkes wider: 
ſpiegelt, dd der 5. | 

Bir ſind der Meinung, daß wir uns jetzt wirklich auf dem Wege zur 
praktiſchen Reconſtruction befinden. Schon bereit an alles Ernſtes 
den ibm vorgezeichneten Weg. Die dortige Legislatur bat eine Deputation 
nach Waſhington geſchickt, um ſich mit der Regierung ins Vernehmen zu ſetzen 
und es herrſcht der feſte Wille, die vom Congreß geſtellten Bedingungen an⸗ 
zunehmen. Keinem Zweifel unterliegt es, daß die übrigen Staaten einer nach 
dem anderen dieſem Beiſpiele folgen werden. Schon haben die loyal gejinnten 
1 * des Legislatur von Nordearolina einen Aufruf zu einer am 27. 
d. 


ts. zu Raleigh abzuhaltenden Präliminar⸗Beſprechung erlaſſen. Am bes 
deutungsvollſten und erfreulichſten iſt aber eine in Columbia, der Hauptſtadt 
von South⸗Carolina, abgehaltene Maſſenverſammlung von Weißen und Schwar⸗ 
zen, auf der von beiden Seiten höchſt geſunde Reden gehalten wurden, ſowie 
ein gleiches Meeting in Savannah, auf dem gleichfalls Weiße und Neger 
redeten. Es iſt leicht zu erkennen, daß die Weißen des Südens, da ſie das 
Stimmrecht der Neger nicht mehr hintertreiben können, ſich die Sympathie 
derſelben zu erwerben ſuchen und darin liegt, mag man die Sache ſonſt be⸗ 
trachten wie man will, jedenfalls der Anfang zur Löſung der ſocialen Frage. 

Newyork, 23. März. [Der Senat] hat eine Bill angenom⸗ 
men, die die Zahlungen an die loyalen Eigenthümer von Negern, 
die während des Krieges in die Armee eingeſtellt wurden, aufhebt. — 
Die Staats⸗Verſammlung von Newyork hat ein Amendement zu dem 
Wahlgeſetze, wonach Neger zur Wahl der Delegirten für die conſti⸗ 
tuirende Staatsconvention zugelaſſen ſeien, zurückgewieſen. 

Newyork, 2. April. [Die Demokraten von Connecticut] 
trugen geſtern bei den Wahlen den Sieg davon und brachten ihren 
Gouverneurscandidaten und 3 Congreßmitglieder durch. Die Republi⸗ 
kaner ihrerſeits ſetzten die Wahl nur eines Congreßmitgliedes durch. 

Newyork, 3. April. [Zur Reconſtruction.] Der heutige 
„Newyork Herald“ behauptet, die bedeutendſten Staatsmänner des 
Südens beabſichtigten, auf Präſident Johnſon's Rath, dem höͤchſten 
Gerichthoſe eine Petition einzureichen und ihn zu erſuchen, dem Wirken 
der Reconſtructions⸗Acte Einhalt zu thun. 

Mexico. [Kaiſer Maximilian und die Liberalen.] 
Einem Privatbriefe aus Mexico vom 10. Februar entnimmt die 
Hamburger „Börſen⸗H.“ folgende Mittheilungen: „In dieſem Augen⸗ 
blick erhalte ich Briefe aus Zacatecas. Miramon gelangte am 
29. Januar in die Stadt. Am 1. Februar rückten die liberalen Trup⸗ 
pen in großer Zahl vor; er mußte ſich eiligſt zurückziehen, aber ſie 
holten ihn ein, ſchlugen ihn gänzlich und er verlor Alles, obſchon er 
800 Franzoſen unter feinem Befehl hatte. Die Liberalen rücken jetzt 
mit großer Streitmacht vor, wir ſind in einem Belagerungszuſtande. 
Kaiſer Maximilian will das Land nicht verlaſſen. Alles naht jetzt 


dem Ende und in 15 Tagen werden 30,000 Mann unſere Stadt 
angreifen, wenn ſie ſich nicht ſofort ergiebt. Wenn ich mich nicht voll⸗ 
ſtändig täuſche, wird ſich innerhalb eines Monats hier Alles bedeutend 
ändern, auch im Geſchäftsleben. Die Regierungstruppen ſind auf allen 


Seiten und ſelbſt keine 6 Leguas von unſerer Stadt geſchlagen worden, 


ſo daß Alles raſch zum Ende eilt.“ 

Nach Berichten aus Vera Cruz Gia Galveſton) bis zum 
15. März gehend, hatten die letzten Franzoſen ſich am 12. eingeſchifft. 
Die Liberalen ſchloſſen die Stadt enge ein und die Kaiſerlichen hielten 
ſich noch in Tampico. Es hieß, Juarez ſtehe im Begriffe, den fran⸗ 


zöſiſchen Einwohnern die Alternative zu ſtellen, entweder das Land zu 


verlaſſen oder naturaliſtrte Bürger der Republik zu werden. 

Nach einer Kabeldepeſche aus Newyork, 3. April, find, wie ſchon 
gemeldet, in Waſhington officielle Nachrichten aus Mexico eingetroffen, 
wonach Kaiſer Maximilian in Queretaro und von aller Communica⸗ 
tion abgeſchnitten war. Die Eingeborenen fielen von ihm ab. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Berlin, 9. April. Die „Voſſ. Itg.“ ſchreibt: Für einen neuen 
Kriegsfall würde die unveränderte Ausrüſtung wie im vorigen Feld⸗ 
zug eintreten. 

Die „Nordd. A. Ztg.“ meldet: Die Armee iſt durchgängig mit Zünd ⸗ 
nadelgewehren verſehen, auch die neu aufgerichteten ſächſiſchen Trup⸗ 
pen. Die Befeſtigungen der Kieler Bucht, von Alſen und Sunde⸗ 
witt ſollen in dieſem Frühjahr bedeutend erweitert und raſch zum 
proviſoriſchen Abſchluſſe geführt werden. (Wolff's T. B.) 


Provinzial - Beitung. 


Breslau, 9. April. [Unterſchlagung.] Am 6. d. M. übergab eine 
mit der Poſener Eiſenbahn hier angelangte Dame einem als Gepäckträger 
gekleideten Manne, welcher der erſteren ſeine Dienſte auf dem Centralbahn⸗ 
bofe anbot, ihren Gepäckſchein mit dem Auftrage, daß aus einer Kiſte bes 
ſtehende Gepäck in der Expedition abzuholen und nach der Droſchke zu brin⸗ 
gen. Der ungekannte Packträger ließ ſich jedoch nicht wiederſehen und ergab 
ich ſpäter bei näherer Recherche, daß derſelbe die Kiſte in a1 genom⸗ 
men und mit derſelben ſpurlos verſchwunden war. In der qu. Kiſte befan⸗ 
den ſich eine graue Düffeljade, 1 grauwollenes Kleid, 1 grau ſeidenes Kleid, 


ein Handtuch gez. mit einer Grafenkrone und den Buchſtaben E. D., ſowie 


ein Paar Filzſchuhe und mehrere Stück Leibwäſche, gez. E. D. 

Polizeilich mit Beſchlag belegt: 5 Stücke neues Schmiedeeiſen von ver⸗ 
ſchiedener Länge, 1 Paket Drahtnägel, 3 Pakete Platzpatronen zu Zünd⸗ 
nadelgewehren, mehrere Hundert Zündhütchen zu Percuſſionsgewehren und 
eine Tiſchdecke von gedruckter Leinwand. 

Verloren wurde: ein auf Emma Grund lautendes Geſindedienſtbuch; ein 
r mit braunſeidenem Beer: eine weiße tropenartig geformte 
etwa % Zo E im Werthe von 500 Thlr.; ein preußische Fünf⸗ 
thaler⸗Kaſſenſchein; Rubel in Rubelſcheinen. 

[Unglücksfall.] Am 6. d. Mts. gegen Abend wurde der 10jäbrige 
Sohn des Schneidermeiſters B. auf dem Carlsplatz an der Ede der Anto⸗ 
nienſtraße, als er eben den Fahrdamm überſchreiten wollte, von einer 
zu 
Quetſchung des rechten Fußes. 

[Bettelei.] Im Laufe letztverfloſſener Woche ſind hierorts 24 Perſonen 
durch Polizeibeamte wegen Bettelns aufgegriffen und zur Haft gebracht 
worden. emdenbl.) 


„ [Perſonalien.] Der Baurath Hamann in Görlitz iſt auf feinen 
Antrag in den Ruheſtand und der Bau⸗Inſpector Wolff zu Liegnitz in 
1 ene nach Görlitz verſetzt worden. Die Land ⸗ Bauinſpector⸗ 

telle zu Liegnitz iſt dem bisherigen Landbaumeiſter, jebigen Bau Er — 


Dönningboff zu Coblenz verliehen worden. Bis zum Eintreffen deſſelben, 
wie Di d. F, wird der Landbaumeiſter Germer dieſe 1 
verwalten. 


Es wurde beftätigt: die Wahl der Strumpfmachermeiſter Scholz und Linke 
in Friedeberg a. Q. zu Rathmännern daſelbſt, die anderweit erfolgte Wahl 
der Rathsherren Hollender, Knobloch und Schwabe in Lüben zu sherren 
daſelbſt; die Vocation für den Hilfslehrer Reckzeh zum Lehrer an der evangel. 
Schule in Nieder⸗Herwigsdorf, Kreis Freiſtart, für den Hilfslehrer Böſe zum 
katholiſchen Schullehrer und Kirchenofficianten in Berthelsdorf bei 5 
für den bisherigen Lehrer in Sagan, F. W. Borch, zum Lehrer der evangel. 
Stadtſchule in Hirſchberg, für die bisherigen Hilfslehrer Oſſig und Mester 
zum 4. reſp. 7. ordentlichen Lehrer an der evangel. Stadtſchule in Landeshut, 
für den bisherigen Hilfslehrer Suſchke zum Lehrer an der evangel. Schule in 
Tzſchelln, Kr. Rothenburg. Der Schulamts⸗Candidat Hering iſt zum wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hilfslehrer am Gymnaſium 7 Bunzlau ernannt worden. 

„ [Berfonalien.] Capl. Ant. Reimann in Oppeln als Pfarr⸗Adm. 
nach Conſtadt. — Pfarr⸗Adm. Theod. Neumann 3 als Pfarrer 
daſelbſt. — Pfarr⸗Adm. Ed. Heiniſch in Schömberg als Pfarrer 1 
Pfarr⸗Adm. Joh. Slomka in Wartha als Pfarrer daſelbſt. — Kreis⸗Vicar 
Paul Bautz in Bunzlau als Capl. zu St. Dorothea in Breslau. — Capl. 
Carl Müller in Cattern als 2. Capl. 1 St. Nicolai in Breslau. — Pfarr⸗ 
Adm. Adolph Kempski in Falkowitz als Pfarrer daſelbſt. — Eu 4 


Boden geriſſen und überfahren; der Knabe erlitt indeß nur eine lac 


ratus Aug, 
Bowroth in Ratibor als Pfarr⸗Adm. daſelbſt. (Bereits iſt für die Pfarrei 


Ratibor der herzogliche Rath Schaffer präſentirt.) 


Michaelisſtraße Nr. 21 belegenen Knochenmehlfabrik brach geſtern 
Abend nach 10 Uhr Feuer aus, welches bei reichlich vorhandenem Brenn⸗ 
ſtoff ſo ſchnell um ſich griff, daß bei Eintreffen der von Station Nr. 5 
(im Ruſſiſchen Kaiſer) alarmirten Feuerwehr, auch ſchon das Dach in 
vollen Flammen ſtand. Erſt nach mehrſtündiger anſtrengender Thaͤtig⸗ 
keit gelang es, das Feuer zu bewältigen. 


— Breslau, 8. April. [Arbeiterverein.] In der am Sonnabend 
ſtattgehabten Verſammlung theilte der Vorſitzende, Herr Scheil, eine aus 
Ernsdorf bei Reichenbach von dortigen Webern und anderen Gewerbtrei⸗ 
benden e Erklärung mit, welche in den wärmſten Ausdrücken der 
gegen Herrn v. Schweitzer gerichteten Reſolution ſich anſchließt. Der Vor⸗ 
ſtand hat in einem ermunternden Schreiben geantwortet, das ebenfalls ver⸗ 
leſen wurde. Demnächſt hielt Herr Dr. Wilckens den angekündigten Vor⸗ 
trag über die Lohnfrage, welcher allgemeinen und oft Lage Beifall 
fand. Redner erörterte einleitend die bekannten Schlagworte „Angebot und 
Nachfrage“, „Capital und Arbeit“ ungefähr dahin: Das Angebot von 
Arbeit iſt die Nachfrage nach Lebensbedürfniſſen, die um ſo mannig 
werden, je höher die Stufe menſchlicher Bildung iſt. Umgekehrt 


entſtanden durch Arbeit; Capital ift alſo nichts wie aufgehäufte A 
Product, das hervorgegangen aus Capital und Arbeit, muß bergütigen 


erweiſt 
die Nachfrage nach Arbeit als Angebot des Capitals. Jedes Ei en 
4 

2 ei 


tal, Arbeitslohn und Unternehmergewinn. Arbeit ift Kraftan ſei es 
phyſiſche, mechaniſche, moraliſche oder geiſtige, fie iſt mit Stoffverluſt des 
menſchlichen Körpers verbunden. Das Minimum des Arbeitslohnes bedingt 
den Erſatz der aufgewendeten Kräfte. Ebenſo wenig wie der Unternehmer⸗ 


gewinn läßt der Arbeitslohn ſich firiren, und dieſer kann nur von den Arbei⸗ 
tern beſtimmt werden. Dazu bedürfen fie der Aſſociationen, wie ſolche das 


Breslau, 9. April. [Feuer.] In dem Trockenraum der 


Vereins⸗ und Coalitionsrecht begünſtigt. Der Ausfall des Arbeitslohnes muß 


durch Armenpflege aus den Mitteln des Staates (Staatshilfe) oder der Com⸗ 
mune erſetzt werden. Wer fie meidet, wird auf die Abwege des Verbrechens 
gerathen. Redner citirt eine Stelle aus der bekannten Hofmann ſchen 
Schrift über die Lohnfrage, dabei bemertend, die Frage betreffs det —— 
arbeit ift einfach; das Weib fol nach dem boͤchſten volkswirthſchaftli 

Standpunkt nicht arbeiten; es gehört in das Haus und hat die en füt 
die Familie zu erfüllen. Ein Beiſpiel aus den landwirthſchaſtlichen Verhält⸗ 


niſſen in Schleswig⸗Holſtein erläutert dies näher. Als eine Haupturſache des 


herrſchenden Elends detrachtet Redner, daß der Abſtand der berſchiedenen Ber 
rufsklaſſen im äußeren Leben fo zugenommen. Er glaubt, die von den Ars 
beitern angeſtrebte Lohnerhöhung wird nach allen Seiten hin vo ein; 
er glaubt dies auch im eigenen Intereſſe als Landwirth, weil die 
des Arbeitslohnes befruchtend auf die allgemeine Production 
auch auf die landwirthſchaftliche. Es iſt nicht leicht, die Lohnerhöhung ger 
ufegen. Sie iſt nur ou auf dem Wege friedlicher Vereinigung, un 

fordernde Mittel empfehlen ſich die Fortbildungsvereine, die B und 
Vorſchußvereine, die Conſumpereine, beſonders aber die 
ſchaften, welche den Arbeitern die Möglichkeit gewähren, 
erringen, welche bis jetzt allein oder überwiegend die 


U 
* 


einwirke, alſo 


e Pied wegen. 
ee a 


Anderen ge iſt der Antheil am Geſchaft und der Tantiemelohn als zeit⸗ 
galt erbeſſerung zu befürworten. ach und eindringlich warnte 
1 edner vor der Herabdrückung des Lohnes, durch welche die Arbeiter körper⸗ 
üch und ſittlich verderben werden. An der hierauf folgenden Debatte bethei⸗ 
ligten ſich unter Anderen die Herren Sieg uch, Scheil und Ahr, wobei 
Herr Dr, Wildens manche Auskunft gab und für ſpäter die weitere Be 
handlung des Themas verſprach. Herr Ahr erklärte, das Hauptabel, an 
welchem die beſtehenden Einrichtungen leiden, ift der Kaſtengeift; Aufgabe des 
Arzbeitervereins iſt, die politiſche Gleichberechtigung und ſociale Gleichheit zu 
eetrſtreben. Soll aber der Verein dieſe Aufgabe wirkſam fördern, jo dürfe er 
.. blos 5 bisher, 150 Mitglieder, ſondern müſſe 1500, ja 15,000 Mit⸗ 
5 ieder zählen. 
Kae : Hierauf verlas Herr Scheil eine Petition an die ſtädtiſchen Behörden 
wegen Beſchickung der Pariſer Ausſtellung. Herr Louis Cohn befürwortete 
die Petition, indem er ſagte, gerade dem Stande, welcher am meiſten ür die 
Ausſtellung geleiftet, werde der Beſuch derſelben am wenigſten möglich fein. 
Magiſtrat dürfte alſo einigen Vertretern des hieſigen Arbeiterſtandes die Mit⸗ 
tel zur Reife nach Paris nicht verſagen; denn wo es gilt, das Nützliche und 
Schöne zu fördern, ſtehe die Commune Breslau obenan. Nach kurzer Der 
batte, an welcher die Herren Scheil, Nicolaus, Sieguſch und Wulf 
ſch betheiligten, wurde die freie Reiſe⸗ und N für drei Mit⸗ 
lieder des Arbeitervereins behufs eines vierwöchentlichen Aufenthalts in 
Paris beantragende Petition angenommen und demnächſt die Verſammlung 


geſchloſſen. 
N Breslau, 6. April. [Schwurgericht] Vertreter der Staats⸗ 


anwaltſchaft Fuchs. Es erſchien wegen verſuchter Verleitung zum Meineide 

angeklagt: der Freigärtner Gottlieb Hengemith aus Pontwitz, vertheidigt 

durch den Rechts⸗Anwalt Lent. Nachdem der Angellagte in der Verhandlung 
vom 9. Januar d. J. von dem damaligen Schwurgerichtshofe zu 2 Jahren 
EHEN berurtheilt worden war, hatte das Obertribunal auf die eingelegte 

ichtigkeitsbeſchwerde das Erkenntniß vernichtet und die Sache zur nochmaligen 

Enſſcheidung an das biefige Schwurgericht zurückgewieſen. — Hengemith 

| hatte im Jahre 1864 einen Hund in feinem Garten herumlaufen laſſen und 

war deshalb in polizeiliche Unterſuchung verwickelt worden. Auf Grund der 

Ausſage des Dorfwächters Carl Brieger, nach welcher der Garten umzäunt 

8 eweſen ſein ſollte, war Hengemith freigeſprochen, nachträglich aber gegen 

Rae wegen wiſſentlichen Meineides und gegen Hengemith wegen Verleitung 
ierzu Anklage erhoben, Brieger aber freigeſprochen worden. — Heute lag die 

42 Sache infofern günftiger für Hengemith, als derjenive, welchen er zum Mein⸗ 

eide zu verleiten verſucht haben ſollte, nunmehr als ſein Entlaſtungszeuge 

auftrat und in Abrede ſtellte, daß Hengemith einen ſolchen Verſuch gemacht 
habe. Der Umſtand, der in der früheren Verhandlung jo ungünſtig gegen 

Hengemith geſprochen hatte, nämlich das üble Leumundsatteſt des Polizei⸗ 

verwalters, nach welchem er den Leuten ſtets zu rathen pflege, für ſalſche 
eugen zu ſorgen, wurde wohl fait ganz ſeines Gewichtes beraubt, da der 

ö olizeiverwalter fein Atteſt durch etwas Thatſächliches zu unterftügen nicht im 

2 - Stande war, daſſelbe demnach lediglich als eine ſubjectige, höchſt unmaßgeb⸗ 
Icche Meinung ſich qualificirte, die auch dadurch noch nicht zu einer Autorität 

1 ſich heraufzuſchwingen im Stande war, daß der Inhaber der Meinung den 
g Angeklagten einen Spitzbuben nan te. Der Vertheidiger würdigte daher auch 

das Leumundsatteſt nach Verdienſt und hob in ſachlicher Beziehung namentlich 

noch hervor, daß es pſychologiſch ſehr unwahrſcheinlich erſcheine, daß der An⸗ 
geelagte verſucht haben ſolle, Jemand zu einer Ausſage dahin zu verleiten, 

50 daß ſein Garten vollſtändig umzäunt ſei, während das ganze Dorf das Gegen⸗ 

theil wiſſe, jo daß die faſt augenblickliche Entdeckung der unwahren eidlichen 

Ausſage unzweifelhaft zu erwarten geweſen wäre. — Die Geſchworenen 

Sprachen nach dem Antrage des Vertheidigers das Nichtſchuldig und der 

Gerichtshof die Freiſprechung aus. 

Hierauf erſchien der Kürſchner Heinrich Eduard Kloſe aus Neudorf 
Commende unter der Anklage der 1 Obgleich es bekannt 
üt, daß die Combinationen, unter denen Urkundenfälſchungen begangen werden 
können, mannigfach ſind, ſo dürfte doch der vorliegende Fall in thatſächlicher 

N cken ganz beſonders das Intereſſe der Seltenheit in Anſpruch nehmen. 

Rendanten der Stationskaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, Schönrock, 
wurden allmonatlich die Liſten der Bremſer und Hilfsbremſer überſendet und 
bei den Namen derſelben die für ſie an Nacht⸗ und Meilengeldern ausge⸗ 
worfenen und auszuzahlenden Beträge vermerkt. Um die Zahlung zu er⸗ 
halten, muß der betreffende Bremſer in den im Kaſſenlocale ausliegenden Liſten 
gt feinen Namen aufſuchen und bei demſelben in einer beſonderen Colonne über 

4 den Empfang quittiren und die Lifte mit dieſem Vermerk dem Rendanten 


überreichen. Der Bremſer Hoffmann III. kam zu dieſem Zweck am 28. Oc⸗ 
dbwober v. J. in das Kaſſenlocal. Als er aber in der Lifte jeinen Namen ges 
funden hatte, bemerkte er, daß ſchon in der er ger mit feiner Na⸗ 
mensunterſchriſt über den Betrag von 2 Thlr. 20 Sgr. Meilengelder quittirt 


worden war, und erſuhr von dem Rendanten, daß dieſer den entſprechenden 
7 Betrag Fu Dart batte. Die Handſchrift ſowohl als einige andere zur Sprache 
. gebrachten Umſtände wieſen auf den Angeklagten als den unberufenen Em⸗ 
fänger der Meilengelder hin. Derſelbe war im September und Auguſt v. J. 
Wagenſchieber und Hilfsbremſer geweſen und hatte hierbei den Weg kennen 
gelernt, auf dem die Meilengelder erhoben werden. Es ſtand feſt, daß er am 
Tage der begangenen Fälſchung am 25. October a, p. in dem Kaſſenlocale 
. war, um, wie er borgab, einen ihm noch zustehenden Betrag von 
1 Sgr. zu erheben. Obgleich er das ihm zur Laſt gelegte Verbrechen beſtritt, 

jo wurde er durch das Gutachten der Schreibſachverſtändigen, welche die be: 
treffende Unterſchrift als von ihm herrührend bezeichneten, und durch das 
Zeugniß des Rendanten Schönrod, welcher ihn als den Empfänger der aus⸗ 
gezahlten Meilengelder wiedererkannt hatte, hinlänglich überführt, da aber 


mildernde Umſtände angenommen wurden, zu nur 3 Monaten Gefängniß 


1 Jahr verurtheilt. 


Senfterfiheibe ein und ftie 
börte es wenigſtens bald darauf knacken und berſten. 


nicht beiten, 0 
Walk eine Hausſuchung abhielt, fand man ſowohl bei der Mutter des Wal⸗ 


led als in dem 
Lafer des Körner, und deſſen altersgraue Mutter leugneten zwar, wurden 


0 aber hinlanglich überführt. — Körner war unter Thränen geſtändig und be⸗ S 


üglich feiner, da allſeitig mildernde Umſtände anerkannt i 
20 54 men nicht nötbig. Er wurde zu 9 Monaten Gefängniß, 


Entziehung der nrechte und Stellung unter Polizeiauſſicht auf 1 Jahr, 
Wales A 8 —.— —.— und Polizeiauſſicht, feine Mutter die verehel. 
Walleck zu 3 Wochen Gefängniß verurtheilt. 


eitag Vormittag wurden von dem 


Görlig, 8. April. [Unglück] Am 
0 Se: ngenen Perſonenzuge der 


rüh 7% Uhr von hier nach Dresden abgega 
8 enbabnabiter Ruhner unt der Gifenbahnarbeiter Redreitig in der 
3 Nähe des Löbauer Bahnhofes überfahren. Der Letztere wurde ſofort ges 
f “tptet und der Erſtere fo Kane: verlegt, daß er? Stunden fpäter ftarb. Beide 
VE Ben ene binterlaffen Witwen mit je 3 Kindern. Die Urſache zu dieſem 
m böchſt beklagenswerthen Unglück kann lediglich nur in dem raſenden Schnee: 
% Ber der jedes Sehen und Hören unmöglich machte, geſucht werben; dem 
aſchinenführer und ſonſtigen Zugsperſonale wird kein Verſchulden bei⸗ 
gemeſſen. (Anz.) 


nzlau. [Feuer in Gnadenbe 
Nals 25 1 — A 85 Stunde ertönte 8 
75 17 10 Er. 
r e ſtanden dor ten, 
N en angeſtrengteſten ne ge 
Eu äufer zu beſchränken. Die Urſache b 
agt, daß in dem i den der Bäckerei der Brand 
chenleben ſind Gott ſei 


F den h Saen 
uf Feuer! Der rothe Schein 
nach der Herrnbutercolonie Gnadenderg; drei große Ge 
in Flammen, die 2 n Gerberei und Fleiſcherei; 
lang es, den Brand auf dieſe drei großen 

iſt bis jetzt noch nicht ergründet; man 
entſtanden ſei. Men⸗ 


— nn 8 


A 


5 Thlr. Geldbuße, außerdem aber noch zu Entziehung der Ehrenrechte auf d 


ii Spanier 30%. Italien, öproc. 


| 1026 8 

freut uns die Georgi'ſche Theatergeſellſchaft durch ihre Darſtellungen; es ift 

nur eine Stimme über die Vorzüglichkeit ihrer Leiſtungen. Mit Ausnahme 

etwaiger Heros⸗Ruinen iſt die Geſellſchaft aus tüchtigen Kräften zuſammen⸗ 
eſetzt. Leider verläßt uns Herr Georgi ſchon Mitte d. M., um, wie wir 
dren, während der Saiſon in Warmbrunn zu ſpielen. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 @rb. Br | Mair Rind» 
in Barifer Eh tm, die Tempera Tempe ⸗ richtung und Vetter. 
tur der Luft nach Neaumnr. tometex. ratur. Stärke. 
Breslau, 8. April 10 U. Ab.] 324,79 | +4,2| O. 2. Heiter. 
9. April 6 U. Mrg. ] 32126 [45,9 W. 2. Regnicht. 


* — — x ¾ m 
Teleg raphiſche Depefchen- 

Wien, 9. April. Hier eingetroffenen Pariſer Nachrichten zufolge 
iſt der Wiedereintritt Drouyn de Lhuys in das Cabinet möglich und 
ſeien Cabinetsänderungen ſehr wahrſcheinlich. Die heutige „Preſſe“ 
hält die größtmögliche Zurückhaltung in der franzöſiſch⸗preußiſchen 
Differenz für das dringendſte Intereſſe Oeſterreichs, im Kriegsfalle 
ſtrenge nach keiner Seite hin neigende Neutralität. Oeſterreichs 
Lebensintereſſe wurzelt darin, daß der Kampf möglichſt localifirt 
bleibe. Der Hauptgrund ſolcher Politik liege in der eventuellen Hal⸗ 
tung Rußlands. (Wolff's T. B.) 

Stettin, 9. April. Reichstagswahl. Conſul Müller wurde mit 
2465 Stimmen gewählt gegen Prince⸗Smith mit 1732 Stimmen. 

(Wolff's T. B.) 

Paris, 8. April. In der Legislativen gab Mouſtier folgende Er⸗ 
klärung ab: Der Kaiſer befiehlt mir, die Lage bezüglich der Luxemburger 
Frage auseinanderzuſetzen. Die Regierung iſt überzeugt, die wahren 
und dauernden Intereſſen Frankreichs liegen in der Aufrechthaltung des 
europäiſchen Friedens. Frankreich wird bei den internationalen Bezie⸗ 
hungen nur von dem Gedanken der Beſchwichtigung geleitet, hat alſo 
nicht freiwillig die Luxemburger Frage aufgeworfen. Die unbeſtimmte 
Stellung Luxemburgs und Limburgs veranlaßte die Niederlande zur 
erſten Mittheilung an Frankreich. Beide Souveräne wurden dadurch 
zum Gedankenaustauſch über den Beſitz Luxemburgs veranlaßt. Die 
Vorbeſprechungen waren noch nicht officiel, als die preußiſche Regierung, 
von den Niederlanden befragt, die Stipulationen der Verträge von 
1839 anrief. Treu unſerem leitenden politiſchen Principe, verſtanden 
wir die Möglichkeit dieſer Gebietserweiterung ſtets nur unter den drei 
Bedingungen: Freie Zuſtimmung des Herrſchers von Luxemburg, loyale 
Prüfung der Intereſſen der Großmächte und Wunſch der Bevölkerung, 
geoffenbart durch die allgemeine Abſtimmung. Wir find daher bereit, 
mit den anderen europäiſchen Regierungen die Vertragsclauſeln von 
1839 zu prüfen. 

Wir bringen zur Prüfung den Geiſt der vollen Verſoͤhnung und 


glauben feſt, daß der europäiſche Frieden durch dieſen Incidenzfall nicht] 


getrübt zu werden vermochte. 


Hierauf werden drei Interpellationen von der Majorität der Thiers⸗ 


Partei in der Oppoſition über die Luxemburger Frage eingereicht und 
ven Bureaus übergeben. 

Thiers verlangt die Vorlegung der Depeſchen über die Angelegenheit. 
Rouher erwiedert, die Angelegenheit ſei noch nicht in den Händen der 
Diplomaten; Depeſchen exiſtiren nicht. Ollivier meint, die Erklärung 
des Miniſters ſei nicht klar über die Stellung Preußens gegenüber 
Frankreich, welche den Zeitungen zufolge beleidigend ſei. Dies dürfe 
N nicht dulden, er glaubt, die Regierung werde ihre Schuldig⸗ 
eit thun. 5 

Rouher: Die Regierung werde weitere Erklärungen geben, wenn 
die Bureaus die Interpellationen genehmigten. (Wolff's T. B.) 

Newyork, 7. April. Miramon ſchlug Escobedo. Maximilian iſt 
in die Hauptſtadt zurückgekehrt. Wolff's T. B.) 


Dreslaucr Börie vom 9. April.] Schluß⸗Courſe (1 Uhr Nabm.) 
Ruſſiſch Papiergeld 78% dez. Oeſterr. Banknoten 77 4 — & bez. u. Br. Schleſ. 
Rentenbriefe 90 — „ bez. Schleſ. Pfandbriefe 84% Br. Oeſterr. National⸗ 
Anleihe 52% Br. Freiburger 135 Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. Litt. 
A. und C. 177% —177—179 bez. u. Br. Wilhelmsbahn 57 bez. u. G. Op⸗ 
peln⸗Tarnowitzet 73% Br. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 65—66% bez. u. Br. 
Schleſ. Bank⸗Verein 114 Gd. 1860er Looſe 65 bez. Amerikaner 774% 
bez. Warſchau⸗Wiener 58, — 59 —58 ( —59 bez. Minerva 34 bez. Baie⸗ 
riſche Anleihe 95 bez. Italiener 49 , —50—49 , bez. u. Br. 

. Breslau, 9. April. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


en weißer 94—96 90 82—83 57—56 54 50—52 


b. gelber 91—94 88 82—85 Hafer 36 37 55 34 
Roggen 70 71 69 68 Erbſee e 6770 64 56.60 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 

der Marktpreiſe von Raps und Nübſen. 
ken 100 180 100 
Wi u 
Dan. 160 150 140 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 158 148 136 
Loco · ann Fre sl = 9 Ort. bei 80 Tralles 
N r., 16% Gd. 
Officiell geründigt: — Str, Weizen. — Ctr. Roggen. — Ete. Hafer. 
— Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Nübel. — Ctr. geindl, 15000 Ort. Spiritus. 


Telegraphiſche Fourſe und Börſennachrichten. 

Paris, 8. April, Nachm. 3 Uhr. Die Haltung der Börſe war eine beſſere. 
Man erwartete eine Rede des Staatsminiſters Rouber im geſetzgebenden 
Körper über die luxemburgische Angelegenheit. Die 3% wich bon 66, 70 bis 
66, 45, ftieg dann auf 67, 05 und wurde ſchließlich zu 66, 95 2 15 Die ita⸗ 
lieniſche Rente begann zu 50, 25, wich bis 49, 80 und ſchloß zu 51,00. Con⸗ 
ſols von Mittags 1 Uhr waren 90% gemeldet. Schluß ⸗Courſe. Zproc. 
Rente 66, 95. Italien. 5 proc. Rente 51, 00. Zproc. Spanier —, — Iproc. 
Spanier — —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 392, 50. Credit Mobil- 
Actien 397, 50. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 387, 50. Deftere. Anleihe don 
1865 proc. Ber. St.⸗Anl. von 1882 (ungeft, 84%, 

— Schluß⸗Courſe: Conſols 90%. 
Rente 47%. Lombarden 14%. Mexi⸗ 
caner 1444. 5proc. Ruſſen 85. Neue Ruſſen 86. Ruf. Prämien⸗Anleſhe 
von 1864 —, Ruſſ. Prämien⸗Anleihe von 1866 —. Silber 61%, Tür: 
Anleipe 1865 25% 6proc, Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 74. Sehr flaue 
mmung. 


London, 8. April, Nachm. 4 Uhr. 


19%. 1 a 
—. Neue Finnl. 44% Vans 
pro 1892 76%, Deſterr. Banlanipelie 
armſtädter Bantactien 196. Meininger 
n Oeſterr.⸗Fanz.⸗Staats⸗ Eiſenbahn⸗Actien —. Oeſterr. 
Eliſabetbahn — Boöhmiſche Weſtbahn —. Rhein⸗Nahedahn —. Ludwigs⸗ 
baſen⸗Berdach 154. Heſſiſche Ludwigsbahn —. Darmſtädter Zettelbank —. 
Oeſterr. 5% ſteuerfreie Anleihe 44%. 1854er Loofe 57. 1860er Looſe 62. 
1868er Lobſe 70. Badiſche Looſe 52. Kurheſſiſche Looſe 54 J. 5% bſterr. 
Anleihe von 1859 57%. Oeſterr. National:Aul, 49%. 5% Pestalliaues 40: 
14% Metaliqued 37%. Baierſche Prämien⸗Anleihe 94% Br. Schwankend, 
bei lebhaftem Geſchäft. Nach Schluß der Börfe Credit⸗Actien 154, feſter. 

Frankfurt a. M., 8. April Abends, Effecten⸗Societat. Schwan 
kend. Eredit⸗Actien N A 1860er Looſe 60, 1864er Looſe 68, 
Nationalanleihe 48, ſteuerfreie Anleihe 42%, Amerikaner 75%. 

Wien, 8. April. [Abend⸗Borſe.] Eredit⸗Actien 179, 70. Nordbahn 
—, —. 1880er Looſe 81, 75. 1864er Looſe 75, 45. Staatsbahn 194, 50, 
Galizier —, —. Napoleonsd'or 10, 64. Steuerfreies Anlehen 58, —. Bei 
ſehr großen Schwankungen Panique vorherrſchend. . 

Hamburg, 8. April, Nachm. 3 Ur 50 Min. Fonds gedrückt, Noti⸗ 
rungen ſehr ſchwierig. Valutenkäufer zurückhaltend. Hamburger Staats⸗ 


Wiener Wechſel 89%. Finnländ. Anleihe 
briefe —. 6 Verein. Staaten⸗Anleihe 

620. Oeſterr. Credit⸗Actien 153%, 
Credit⸗Actien —. 


ank nicht zu beklagen. — Seit einigen Wochen er: Prämien⸗Anlehe 88. — Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 49%. Oeſtert. 


Ham⸗ h 


N 


Grebit:Hetien 64 J., Oeſerr. 1860er Lose Gl. _, Bereinsbant 
2: Noordteuſche Bank 115 Be Bahn 108. Norpdabn 85%. 
n 


—. %. * 

Altona⸗Kiel —. Finnländ. Anleihe — 1864er Ruſſ. 1 — 
1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe —. proc. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1882 69%. 
Disconto 244 pCt. 


Hamburg, 7. April. [Getreidemarkt.] Weizen loco höher, für 
130pfogen ab Roſtock 144 geboten. Pr. April 5400 pid. netto 155 Banco⸗ 
thaler Br., 154 Gld., pr. Frühjahr 152% Br., 152 Gld. Roggen loco 
aute Kaufluſt. Pr. April 5000 Pfd. Brutto 95 Br., 93 Gld., pr. 90 
Br. u. Gld. Hafer ſtille. Oel flau, loco 24%, pr. Mai 24%, pr. Octbr. 
25%. Spiritus flau, zu 23% angeboten. Kaffee: Verkauft 5000 Sack 
Laguayra zu 61 —8 . Zink ohne Umjag. - Regen. 

Liverpool, 8. April, Mittags. Umſatz nicht gemeldet. Beſſere Stim⸗ 
mung, aber in Folge der politiſchen Verhältniſſe theilweiſe niedriger. Middling 
Amerikaniſche 12%, middling Orleans 12%, fair Dhollerah 11, good middling 
fair Dhollerah 10%, middling Dhollerah 10, Bengal 8, good fair Bengal 8%, 
Domra 11, Pernam —, Egyptian —. 1 
een, 8. April. Petroleum, raffin. Type, weiß, 46% Francs per 

o. 

Paris, 8. April, Nachmittag 3% Uhr. Rübol pr. April 93, 50, pr. Mais 
Auguſt 95, 00, pr. September⸗Dezember 95, 00. Mehl pr. April 74, 50, 
. Juli⸗Auguſt 75, 50. Spiritus pr. April 64, 00 

London, 8. April. Getreidemarkt (Schlußbericht). Engliſcher Wei⸗ 
zen 1—2, fremder 1 Sh. theurer als vergangenen Montag; in engliſchem 
e 1 Gerſte 6 D. billiger. In Hafer gutes Geſchäft. — 

egenwetter. 

Amſterdam, 8. April. Getreidemarkt (Schluß bericht). Roggen 3 Fl. 
höher. Rübböl pr. Mai 36%, pr. October⸗Dezember 38%. 


Berlin, 8. April. Auf die erſchütternde Baiſſe, die im geſtrigen Privat⸗ 
Gefhäft die Courfe häufig um mehr als 10 pCt. geworfen hatte, war heute 
eine ruhigere Stimmung gefolgt. Die Baiſſe hielt allerdings noch an, der 
Verkaufsandrang für alle Effectengattungen hatte ſich kaum gemindert, die 
Stimmung war jedoch von dem paniſchen Charakter befreit, zu dem fie ſich 
geſtern durch eine Unzahl wüſter Gerüchte, von denen noch keines poſitiv be⸗ 
ſtätigt iſt, hatte exaltiren laſſen. Im Laufe der Geſchafts eit gewann die 
Boörſe ſogar an Feſtigteit und namentſich Eiſenbahnactien erholten ſich merk⸗ 
lich. Das Geſchäft war allerdings nicht jo belebt, wie es in kritiſchen Mo⸗ 
menten fonft zu fein pflegt. Wir glauben den Grund dafür hauptſäͤchlich in 
dem Umſtande zu finden, daß viele bereite Käufer zu den gedrückten Courſen 
vorhanden waren und dies die Inhaber zurückhaltender ſtimmte. 


Berliner Börse vom 8. April 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aetlen 
1868. 


— 


Fonds- und deld-Course. 


Freiw. Staats-Anl, . ‚(4499814 B. Dividende pro 1864. 
Staats-Aul, von 1859/5 |102 bs. 
dito 1850. 524 90 bs. Aachen-Mastrich| — — (4 132 bs, 
dito 18534 |90 bs. Amsterd.-Rottd. | 7% 9 4 195 ba. 
dito 1884 4½ 98% bz. erg.-Märkische 71; 4 138 & 136 ba. 
dito 1855 4½ 68 ½ bz. Berlin alt. 11% | 13 4 1210 bz. 
dito 18564½ 98 ½ bz. Berlin-Görlitz...| — — 44 [69% bz 
dito — 15 en ia dito St.-Prior. 7 15 5 ſus bz. 
dito 1 2. Berlin-Hambarg.|! 4 ——— 
dito 186404 9 5 bz erl.-Potsd.-Mgd.|16 1 4 193 ba. 
Staats-Schuldscheine3½ 81 B. Berliu-Stettin. 7% 8 4 |135% bz 
Präm.-Anl. von 1885311119 ba. Böhm.-Westb. . . 5, — 46 ses bx. 
Berliner Stadt-Oblig. 4% 98 ½ bz. Breslau-Freib. 9 (4 134 ds. 
3 „Kur- u. Neumärk. 317 1 B. Oöln- Minden. 1% | 17%, [4 133 à 136 & 183 ba. 
(Pommersche. 3½ 76 1 B. n 42% 4 si — 
& IPosens che 1 ——— ito St.- Prior. — — 
2 dio — dito dito . 18 188% B. 
&/ dito neue. 4. |87 B. ade n n 2 1 5 N 82 4 1% ba 
Schlesische — —— udwigsh.Bex] — — 
Kur- u. Neumärk. 4 88 ½ ba. ayd.-Halb 2 15 (4 1189 bs. 
(Pommersche 684, bz. Magd.-Leipzig...|18% | 20 4 1245 ba. 
2 Posensche.....- ee nz-Ludwigsh.| 7 8 4 1122 bz 
& (Preussische. ....- 4 8814 B. Mecklenburger. .| 3 3 (4 76 B. 
8 Westph. u. Rhein. 4 93 ½ ba. Neisse-Brieger. 4 08% B. 
ph. 
5 (Sächsische. ..... 4 |00% B. iedrachl. Märk.] 4 — (4 190 ba. 
Schlesische 4 91 5 Niedrschl. Zwgb.| 3% 3% 4 % B. 
7 Nordb.Er-wih] 4 | 4, 6 & 17.8. (bu 
Louisd’or 111%, B. Oest. Bk. 77% ba. Oberschl VA 10 11 1700 17841 
1 A 0 % 70 
Goldkr. 9.81% bz. |Poln.Bkn, — — — 2 . 10 1 man 4 
ito * a 
Degen, Kante , e e b | 8 en 2 5 
'6str. südl. St.-B . 
a N peln-Tarnow. | 3 a ARE: 
Bere a A r 
25 . 18 dito Stamm- Pr.] 61 7 — 
e Bhein-Nahebahn) — | — 30 ba. 
* rer 8 8 1 2 
Ital. neue 5 proc. — 5 | nn u 3 — 1 18755 
Russ. Engl. Anl. 18625 Wien 1 
dito Holl. Anl. 1884060 87 Warschau- Wien.] Tf 81½ 68 ba. 
dito Poln. Sch.-Obl. 
erg Bank- und Industrie-Papiere. 
Poln. Obl, a 500 El 
ito 3 300 Fl Berl. Kassen-V. J Tifio | Big 14 4188 . 
Kurhess. 40 Thlr. Obl Braunschw. 3. — 93 bs. 
Baden. 35 El. Loose Bremer Bank...|- To 116 etw. ba 
Amerikan. St.-Anl. . 3 A 1. 10 \ 7 
2 7 Darmst. Zettelb. . 
Dreamer a Aotien. eder BK s 5 108 6 
1 * ad dreh Gothaer x 
— — 41 = Den Hannoversche B. 4 79 B. 
to . % Hamb. Nordd,B.| 1% | 9 118% B. 
dito HLv.St.3!4g.1314177 bz 
Cöln-Mind 4 Vereins-B.| 78 819 104% G. 
en fs 100 ba Önigsberger B.| 684 4% 11% @. 
dito 1 2 Mt Luxemburger B.] 4 5 80 G. 
dito m4 — — Magdeburger B. ho * 
dito 4% % G ss. Bank- A. 109% 61147 ba 
dito IV. IA 84 ba Thüringer Bank] 4 4 4 64 B. 
dito v. A |83 B eimar 7 > 
code v. (With) f — — „ 0% f |89 tw. ba. 
dito III. Em. — — 
Gad. Ludwi Rn, 1 erl. H 
Niederschl.-Märk. 4 |88 0. rl. Hand.-Ges. 8 8 106 etw. ba. 
dito conv./4 |68 bz. Coburg Credb.A.| 8 21 etw. bz. u B 
dito Ze s M 871, bz — 2 „6 6 73% 3 ba. 
dito . — —— essaueor — — 5 
Naschl. Zweigb.L,C.|5 100 % da Dise. Com,-Anth.| 6% 64% ba, 
Oberschles. A. 49222 Genfer Credb.-A.| — — bs. 
n... 30 — — — Leipaiger 8 4 8 
. 128 Meininger % 93 tw. bz. u. B 
do D. 4 s B MoldauerLäa.-B.| - er 
Ae SR, lt ie ee 605 115 66 4 67 & 66 bz 
Alto F. . ——— BR. 6. 
dito G. 4 — Sn 
Oest.-Franz. ....... 3 [215 bz 
Oest, südl, 8t.-B. ...|3 |215 ba Änerva scene. — 1 34 ba. u. R. 
Rhein v. St. gar & Fbr. v. Eisenbdf. 8 5½½ 3 ba. 


Br., % Thlr. Gl., Mai⸗ Juni 16%, —,— 
Gi, Fand en 17 Tilt ber „ le. Br. 
ug. „ e Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Aug.⸗Septbr. 17% 
—h—% Thlr. bez. 

Breslau, 9. April. Wind: Süd. Wetter: Regneriſch. Thermometer: 
Feüb 3 Grad Wärme. Bei ſchwachen Zufuhren waren die Preiſe trotz flauer 


Berichte von auswärts ganz unverändert, die Kauflust ſogar eine beſſere. 
Weizen ſchlank berfäuflih, pr. 8⁴ Pfd. a de r 82—96 Sgr., 
gelbet 82—94 Sgr., feinſte Sorte 2 — Sgr. über Notiz bezahlt, galizi⸗ 
ſcher und polniſcher weißer 81 — 95 Sgr., gelber 80 — 92 Sgr., vie 
Sorte über, 2 bezahlt. — Roggen preishaltend, pr. 84 Pfd. 6869 
70 Sgr., feinfte Sorten über Notiz bezahlt. — Ger ſie offerirt, pr. 74 Pfd. 
elle 58 60 Sgr., gelbe 48 —54 Sgr., feinfie Sorten über Noti — 
Hafer ſehr feſt, pe. 50 Pfd. 34 dis 57 Sar, ſeinſte Sorten be⸗ 
zahlt. — Erbſen mehr Frage. — Wicken flau. — Oelſaaten wenig zus 


40—45 


führt. — Lupinen ſchwach beachtet, pr. 50 Pfund gelbe 15 
7 S 1 i 4 Schlaglein 


blaue 40 or. — Schleſiſche Bohnen wenig beachtek. — 
flau. — Navskuchen 0 bis 53 Sar. pr. Cinr. 


CPT c 
Florentiner Quartett - Verein 
(Jean Becker). 18859] / | 

_ Donnerstag, den 11. März: 1 
Soirée in Schweidnitz. 
de Alg eg Sede de | 


Sberhemden und Nachthemden, 4 15 Sgr., 20 Sgr., 1 Thaler die 
274 Dir apfel J. Cohn, Somistebrüde Ne. 12. Wusiättige Au 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. 1 

. Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Drud bon Örch, Barth und Comp: A. Briedrid) in 9 
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